
Der  vergessene  Krieg:  Was  ist
los im Sudan?
Von Jona Everdeen, November 2024

Während die Welt auf den Nahen Osten blickt, findet auf der anderen Seite
des Roten Meeres ein ebenso brutaler Krieg statt: Der Bürgerkrieg im Sudan,
der über 100.000 Menschen getötet und bis zu 10 Millionen vertrieben hat.
Doch wer kämpft wofür im Sudan? Und auf welcher Seite müssen wir stehen?

Aus  gescheiterter  Revolution  folgt
Barbarei
Die Geschichte des sudanesischen Bürgerkriegs begann 2018 und 2019, als
im ganzen Land die Massen auf die Straßen gingen und das Regime des
Bonaparten Omar al-Baschir stürzten. Hier wiederholt sich die Geschichte
des Arabischen Frühlings: Da es nicht gelang, die Revolution zu vollenden,
schlug diese in die brutalste Konterrevolution um. Geschehen in Libyen, in
Syrien, im Jemen und nun auch im Sudan.

Das Militär unter der Führung von General Abdel Fattah Burhan hatte sich
mit  den Protesten solidarisch erklärt  und versprochen,  den Übergang zu
einem demokratischen System zu überwachen. Eine dreiste Lüge: Burhan
stürzte die zivile Regierung, gemeinsam mit seinem Stellvertreter Mohamed
Hamdan Daglo, dem General der Spezialeinheit RSF. Diese hatte zuvor die
Spardiktate der IWF ohne Rücksicht durchgesetzt und damit neue Proteste
ausgelöst. Doch die beiden Putschisten Burhan und Daglo zerstritten sich um
die Aufteilung der gemachten Beute. Im April 2023 stellte sich die RSF gegen
die Armee. Damit begann der seit 1,5 Jahren tobende Bürgerkrieg.

Ganze Stadtteile und Dörfer werden in Kämpfen zerstört, rund 10 Millionen
Menschen  mussten  ihre  Heimatorte  verlassen.  Menschen  werden
massakriert,  Vergewaltigung  als  Kriegswaffe  ist  an  der  Tagesordnung.
Besonders  die  RSF  geht  dabei  grausam  vor.
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Ernährungsversorgung und Gesundheitsstruktur sind zusammengebrochen,
weshalb die Hälfte der Bevölkerung akut von Hunger betroffen ist. Es droht
die größte Hungerkatastrophe seit langem, und Krankheiten breiten sich aus.
Anstatt der Hoffnung von 2018/2019 regieren nun Angst und Schrecken das
Land.

Warum schaut die Welt weg?
Im  Sudan  herrscht  eine  der  schlimmsten  humanitären  Krisen  dieses
Jahrhunderts.  Warum  interessiert  sich  also  niemand  dafür?  Im  Krieg
zwischen Armee und RSF spielen imperialistische Interessen durchaus eine
Rolle: Die Vereinigten Arabischen Emirate, eine Regionalmacht, unterstützen
die RSF mit Waffen.

Doch weder Armee noch RSF zählen konkret zu einem der rivalisierenden
imperialistischen Blöcke. China, Russland und dem Westen ist es egal, ob
Burhan oder Daglo die Goldminen von Darfur, das Öl sowie den strategischen
Zugang zum Roten Meer kontrolliert, solange sie selbst davon profitieren
können.  Deshalb  haben  die  imperialistischen  Mächte  ihre  Prioritäten
woanders  und  wollen  es  sich  mit  keiner  der  beiden  Seiten  verscherzen.

Gerechtigkeit und Frieden heißt Kampf
den Generälen!
Die  Strategie  der  imperialistischen  Mächte  ist  es,  zuzuschauen  und  ein
bisschen symbolische Hilfe ins Land zu schicken. Für uns stellen sich die
Fragen: Was braucht es, um das Grauen dieses Krieges zu beenden? Wie
kann wieder an die Hoffnung des Arabischen Frühlings angeknüpft werden?
Auch wenn die meisten der dokumentierten Kriegsverbrechen von der RSF
begangen wurden, ist die Armee unter Burhan sicherlich nicht besser. Auch
sie will nur, dass ihre Generäle als imperialistische Herrscher den Reichtum
des Landes ausplündern können. Es muss klar sein, dass man auf das Wort
eines Generals nichts geben kann. Es gilt, sich gegen beide Seiten zu stellen,
sowie gegen mögliche imperialistische Interventionen von außen!



Stattdessen gilt es, die einfachen Soldaten auf die Seite des Volkes zu ziehen.
In den Streitkräften müssen Soldatenkomitees errichtet  werden,  die  sich
gegen ihre  Anführer  und auf  Seite  des  Volkes  stellen!  Was es  ebenfalls
braucht, ist eine Vernetzung der Arbeiter:innen, Bäuer:innen und städtischen
Armeen. Eine Vernetzung, wie sie den Aufstand von 2018/19 getragen hat,
der  aus  Nachbarschaftskomitees  heraus  organisiert  wurde.  Der  einzige
Hoffnungsschimmer momentan ist,  dass  solche Komitees noch existieren,
dass die Menschen im Sudan versuchen, sich gegenseitig zu unterstützen,
medizinische Hilfe und Nahrungsmittel zu organisieren, die Kriegsschäden
gemeinsam zu beheben.  Daran muss angeknüpft  werden,  um Frieden zu
schaffen! Diese Organe müssen den Generälen die Macht entreißen und in
die Hände des Volkes legen, angeführt von den Arbeiter:innen!

Für uns in Deutschland ist der Sudan weit weg. Dennoch können wir linke
Kräfte unterstützen, im Sudan sowie im Exil. Wir müssen die existierenden
fortschrittlichen Kräfte erkennen, und ihnen zeigen, dass sie nicht alleine
sind! Wir können mit Demonstrationen und auf Social Media auf die Lage im
Sudan  aufmerksam  machen  und  dafür  sorgen,  dass  der  Sudan  kein
vergessener  Krieg  mehr  bleibt.

US  Wahlen  2024:  Trump  ist
wieder da – Was nun?
Von Jona Everdeen, November 2024

Was vor allem in Deutschland viele nicht mehr für möglich gehalten haben ist
passiert: Donald Trump ist wiedergewählt worden und wird am 20. Januar als
47. Präsident der USA vereidigt werden. Doch wie konnte das passieren?
Und was bedeutet das konkret für die USA, Deutschland und Europa?
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Wie Trump die Wahl gewinnen konnte
Die Wahl war weit weniger knapp als es vorhergesagt. Nicht nur konnte
Donald Trump alle wahlentscheidenden Swing States gewinnen (die Staaten
in denen nicht bereits vorher klar ist, wer gewinnt), auch gelang ihm als
erstem republikanischen Kandidaten seit langer Zeit, den Popular Vote zu
gewinnen.  Also  nicht  nur  mehr  Stimmen von Wahlmännern im Electoral
College, sondern auch generell mehr Stimmen zu haben. Kamala Harris, die
viele bereits als Siegerin gesehen hatten, schnitt deutlich schwächer ab als
erwartet.

Während  zuvor  viel  analysiert  worden  war,  welche  Faktoren  die  Wahl
entscheiden würden, war es am Ende deutlich banaler. So gewann Donald
Trump kaum mehr Stimmen im Vergleich zu seiner Niederlage gegen Joe
Biden 4 Jahre zuvor, nur verloren die Demokraten mehr als 10 Millionen
Stimmen. Und zwar in aller Regel nicht an die Drittkandidatin Jill Stein, der
so mancher Demokrat die Schuld für die Niederlage gab, sondern weil diese
einfach  zu  Hause  blieben.  Während  nämlich  2020  eine  große  Euphorie
herrschte, Donald Trump endlich wieder abzuwählen, blieb das dieses Jahr
aus.  4  Jahre  demokratische  Realpolitik  hatte  bei  vielen  den  Eindruck
hinterlassen, dass Trump auch nicht viel schlimmer sein könne. Denn auch
wenn die Wirtschaft in den USA, im Gegensatz zu Deutschland, weiterhin
wächst und erstaunlich gut durch die Krise gekommen ist, sieht es für die
meisten Menschen anders aus. So hat die massive Inflation die Reallöhne und
somit  auch  den  Lebensstandard  weiter  sinken  lassen.  Die  Demokraten
konnten  darauf  nach  4  Jahren  Regierung  im  Wahlkampf  keine
zufriedenstellende Antwort geben und versuchten es auch nicht wirklich.
Donald Trump hingegen konnte, neben Ausfällen a la „They are eating the
dogs!“  im  Wahlkampf  damit  punkten,  dass  er  versprach  mit  seiner
protektionistischen „America First“-Politik die wirtschaftliche Lage wieder
spürbar zu verbessern. Auch wenn in der Realität das Gegenteil der Fall ist,
Trumps Politik der hohen Zölle die Preise noch weiter steigen lassen wird
und seine Steuerpolitik ausschließlich den Reichen nützen wird, schien das
vielversprechender als noch einmal auf die Demokraten zu setzen, die beim
letzten Mal hoffnungslos enttäuscht hatten.



Ein  anderer  Punkt,  der  die  Demokraten  massiv  bei  ihrer  eigenen
Wähler:innenbasis  diskreditiert  hat,  war  die  quasi  bedingungslose
Unterstützung für Israels genozidalen Krieg in Gaza und inzwischen auch
dem Libanon. Während es immer mal wieder halbgare Aufrufe zu einem
Waffenstillstand gab, von Präsident Biden wie auch seiner Vizepräsidentin
und demokratischen Präsidentschaftskandidatin Kamala Harris, blieben diese
folgenlos. Ernsthafter Druck, zum Beispiel in Form eines Waffenembargos,
das die israelische Genozidregierung zu einem Rückzug gezwungen hätte,
blieb aus. Zwar wird Trump keine irgendwie bessere Nahostpolitik haben, im
Gegenteil, aber trotzdem erschien vielen das vermeintlich „geringere Übel“
Demokraten im Angesicht der aktiven Beihilfe zum Genozid als zu großes
Übel. Man entschied sich stattdessen Jill  Stein oder gar nicht zu wählen.
Macklemores „Fuck no, I’m not voting for you in the fall“, haben viele so
wörtlich genommen, wie es auch gemeint war. Und das völlig zurecht!

Wofür  steht  Trump heute  –  Wie  wird  seine
Politik aussehen?
Wir selber hätten zu dem aufgerufen, was offensichtlich viele Wähler:innen
in den USA getan haben: Weder Harris noch Trump. Das liegt daran, dass wir
die Idee davon das „geringere Übel“ zu wählen entschieden ablehnen. Und
doch muss klar sein, dass mit Trump die Politik in den USA noch deutlich
beschissener  wird  als  bisher.  Auch  wenn  die  große  Apokalypse  wieder
ausbleibt, so wie sie auch nach Trumps erstem Wahlsieg 2016 ausgeblieben
ist, ist Donald Trump doch ein Präsident der Reaktion. Er steht für einen
Angriff auf die Arbeiter:innen sowie auf die Rechte unterdrückter Gruppen,
für Sexismus, für Rassismus, für Queerfeindlichkeit. Und das wird auch seine
Politik zeigen. Allerdings nicht in dem extremen Maße wie es viele fürchten,
und nicht viel anders als die Politik der Demokraten. Während Joe Biden als
Präsident nicht in der Lage, oder nicht gewillt war, zu verhindern dass das
Recht  auf  Abtreibung den Frauen in  rund der  Hälfte  der  Bundesstaaten
(republikanisch regiert) verweigert wurde, wird Donald Trump nicht in der
Lage,  oder  nicht  gewillt  sein,  es  den  Frauen  in  der  anderen  Hälfte
(demokratisch regiert) ebenfalls zu verweigern. Er wird sich aber ebenfalls
nicht dafür einsetzen, reproduktive Rechte wieder zu erweitern. Während



Donald  Trump  2016  mit  dem  (nie  umgesetzten)  Wahlkampfversprechen
warb, eine Mauer zu Mexiko bauen zu wollen, hat in diesem Wahlkampf, in
einer Zeit wo Mauern bauen in jedem westlichen Land zur Staatsräson zählt,
Harris versucht Trump in dieser Frage rechts zu überholen und sich als
energischere Verteidigerin der Grenze gegen Migrant:innen darzustellen. 

Und  doch  wird  Trumps  Politik  insbesondere  die  Lage  seiner  eigenen
Wähler:innen  dramatisch  verschlechtern.  Er  will  Obamacare  endgültig
abschaffen, und somit Millionen Armen komplett jede Krankenversicherung
entziehen. Auch werden seine massiv steigenden Zölle, generell mindestens
20%  auf  alle  ausländischen  Produkte,  60%  auf  alle  chinesischen,
insbesondere  die  Geldbörsen  der  Arbeiter:innen  und  Armen noch  weiter
belasten. Auch steht Trump für eine weitere Aufrüstung der Polizei und für
eine gewerkschaftsfeindliche Politik. Zwar hat er nicht aktiv angekündigt, in
Zukunft  brutaler  gegen  Streiks  vorzugehen,  zu  befürchten  ist  das  aber
sicherlich. Ganz generell wird Trumps Innenpolitik von einem starken Hang
zum Autoritarismus geprägt sein. So plant er, mithilfe eines loyalen Think
Tanks,  das „Project 2025“. Damit will er zentrale staatliche Organe gezielt
unter  seinen  Einfluss  stellen,  um  somit  auch  für  den  Fall  einer
demokratischen Wahl in 4 Jahren weiterhin Einfluss in rechtskonservativer
Hand zu behalten. Ähnlich wie es ihm in seiner ersten Amtszeit bereits mit
dem Supreme Court gelungen ist.

Auch wenn Trump sicher nicht den US-Faschismus bringen wird, wird er
doch  eine  deutlich  autoritärere  Innenpolitik  führen,  die  verstärkt
bonapartistische  Züge,  unter  ihm  als  „großem  Anführer“  aufweisen  wird.

Noch  deutlich  zentraler  als  auf  die  Innenpolitik,  dürfte  sich  Trumps
Präsidentschaft  auf  die  Außenpolitik  der  USA auswirken.  Und damit  die
Machtdynamik auf weltpolitischer Ebene verändern. So steht sein „America
First“ nicht nur für die bereits erwähnte protektionistische Politik, also das
Erheben hoher Zölle um das eigene Kapital auf dem US-Binnenmarkt vor
ausländischer, v.a. chinesischer, Konkurrenz zu schützen. Auch macht Trump
klar, dass er die EU, und somit v.a. Deutschland und Frankreich, keineswegs
als  Freund:innen betrachtet,  sondern  als  Konkurrent:innen mit  denen er
höchstens bereit ist, taktisch zusammen zu arbeiten. Trump hat noch nie



allzu viel von der Idee des „Wertewestens“ gehalten, die in Wahrheit nur zur
Verschleierung  der  imperialistischen  Interessen  dieses  westlichen  Blocks
dient. Entsprechend erwartet er, dass europäische Staaten ihre Aufrüstung
noch weiter voran treiben, um selber eine aktivere Rolle in der Finanzierung
der  NATO zu  spielen  und  so  die  USA zu  entlasten.  Zusammen mit  der
Trumpschen Zollpolitik, die besonders die deutsche Exportwirtschaft hart zu
treffen droht, wird das die EU in eine schwierige Lage bringen und ihre Krise
weiter verschärfen. Sie wird jetzt die Wahl haben, sich vermutlich weiter
national zersplittert,  darauf einzulassen, dass die USA ihre Dominanz für
eigene Wirtschaftsinteressen ausnutzt,  oder aber selber geschlossener als
eigenständiger,  mit  den  USA  nur  lose  verbundener,  Block  aufzutreten.
Gerade Trumps Russlandpolitik könnte dabei alte Perspektiven neu eröffnen.
So plant Trump gegenüber Russland eine Art Appeasement Politik. Er will
Putin de facto dessen Kriegsziele gewähren:  Annektion des Donbass und
Teile der Südukraine sowie eine verpflichtete Neutralität der Ukraine bis
2040 (kein NATO Beitritt). Im Gegenzug vermutlich dafür, dass Putin die
Füße  still  hält  bei  dem  Konflikt,  den  Trump  als  eigentlich  zentralen
betrachtet, und der auch für den US-Imperialismus zentral ist: Den Kampf
um die Dominanz der Weltwirtschaft gegen China. Für diesen will Trump die
Ressourcen frei machen, die nun in die Ukraine gehen, und will dafür sorgen
dass an der osteuropäischen Front zukünftig die Europäer:innen die Stellung
halten. Ob sie das tun, oder ob in Zukunft eine engere Zusammenarbeit der
EU mit Russland das Resultat ist, bleibt abzuwarten.

Während die einen oder anderen Trump aufgrund seines Ukraineplans, der
das  Selbstbestimmungsrecht  der  Ukrainer:innen  komplett  ignoriert,  als
„Friedensbringer“ sehen werden, wird seine Präsidentschaft in Wahrheit die
Gefahr  für  einen  neuen  großen  Krieg,  durch  einen  militärischen
Zusammenstoß zwischen den USA und China, drastisch verschärfen. Und
auch im Nahen Osten wird Trump das Gegenteil von Frieden bringen. Die
israelische Rechtsregierung war eine der ersten, die den Wahlsieg Trumps
ausgelassen feierte. So machte dieser zuvor klar, dass er Israel freie Hand
gewähren würde, in Palästina und im Libanon Kriegsverbrechen zu begehen,
und dass Israel auch seine Rückendeckung für etwaige Aktionen gegen den
Iran habe.  



Trump und Co. stoppen! Aber wie? 
Trump  ist  an  die  Macht  gekommen  mit  einem  Programm  des
Rechtspopulismus,  dass  letztendlich  dazu  dient,  die  Position  des  US-
amerikanischen Großkapitals nach Innen gegen die Arbeiter:innen und nach
Außen gegen konkurrierende Staaten zu verbessern. Ähnliche populistische
Kräfte finden sich in nahezu jedem westlich-imperialistischen Staat. So in
Deutschland in Form der rechtspopulistischen AfD, aber auch immer mehr
der  rechtskonservativen  CDU,  die  sich  unter  Merz  immer  wieder
populistischer Rhetorik bedient.  Auch gratulierte die Junge Union Trump
sehr überschwänglich, nicht bloß pflichtbewusst wie Scholz oder Baerbock,
zum Wahlsieg. Kurz zuvor hatten sie noch für ein Foto posiert auf dem sie, in
US-Wahlkampfmanier, Schilder mit der Aufschrift „Merz 2025“ hochgehalten
hatten.

Das Merz 2025 auf Trump 2024 folgt, ist dabei keinesfalls unwahrscheinlich,
wobei noch unklar bleibt mit welchem Koalitionspartner. Doch an wen auch
immer Merz Zugeständnisse machen muss, ob an die Grünen oder die SPD,
oder ob wir im worst case doch den deutschen Trump, in Form einer Merz-
Weidel-Regierung bekommen, es bleibt klar, dass eine Regierung unter Merz
eine der sozialen Angriffe sein wird. Eine des Rassismus gegen Geflüchtete
und womöglich des Angriffs auf Rechte von Frauen und Queers. Sowie auch
eine  Regierung  der  nüchtern  kalkulierten  Vertretung  des  Deutschen
Imperialismus  und  seiner  Interessen,  im  Ernstfall  auch  militärisch.

Um Merz zu stoppen, dürfen wir jedoch nicht den gleichen Fehler machen,
wie die progressiven Arbeiter:innen und Jugendlichen in den USA und uns
einer  bürgerlichen  „Demokraten“-Koalition,  etwa  aus  SPD  und  Grünen,
unterordnen.  Stattdessen  müssen  wir  die  Linkspartei,  die  SPD  und  die
Gewerkschaften auffordern, eine Einheitsfront der Arbeiter:innen zu bilden,
und gemeinsam den Kampf gegen die Angriffe der Bourgeoisie, gegen das
Abwälzen der Krisenkosten auf unseren Rücken, zu kämpfen. Denn nur wenn
es  eine  glaubhafte  Alternative  von  Links  gibt,  können  sich  mit  dem
Populismus  liebäugelnde  Konservative  wie  Merz  sowie  lupenreine
Rechtspopulist:innen  wie  Trump oder  Weidel,  nicht  mehr  als  Alternative
verkaufen. Erst dann werden sie als die radikale Interessenvertretung des



tatsächlichen Problems, des Kapitalismus, entlarvt, die sie tatsächlich sind.
In den USA wird es dazu nötig sein, progressive Kräfte endgültig von den
Demokraten zu brechen, und eine neue unabhängige Arbeiter:innenpartei
aufzubauen. In Deutschland haben wir diese zwar schon, und gleich zwei
davon(!), allerdings ist die eine (SPD) hoffnungslos rechtsreformistisch und
gibt sich kaum noch Mühe ihre bloße Mitverwaltung des Elends anders zu
kaschieren als mit: „Ohne uns wäre es noch schlimmer“, während die andere
(Die  Linke)  in  einer  existentiellen  Krise  steckt.  Auf  diese  beiden  Kräfte
müssen wir massiven Druck ausüben, die Rolle die sie eigentlich ausüben
sollten,  als  kämpferische Führung des Klassenkampfes,  einzunehmen und
echte Mobilisierungen gegen Merz, Höcke und das ganze Elend zu initiieren.
Denn eines muss uns klar sein, und das hat die USA eindeutig gezeigt: Nicht
die Demokrat:innen können den Rechtspopulismus bezwingen, sondern nur
die Arbeiter:innen! 

Ein  Jahr  Krieg  in  Gaza:  Wie
erkämpfen wir Frieden im Nahen
Osten?
von Dilara Lorin, November 2024

Die Situation im Nahen Osten spitzt sich weiter zu. Laut palästinensischen
Gesundheitsbehörden liegt die Zahl der Todesopfer inzwischen bei mehr als
43.000,  darunter  über  16.700  Kinder.  Über  200.000  Menschen  starben
infolge  des  Krieges.  Die  Lage  ist  verheerend:  Mehr  als  70  %  des
Gazastreifens wurden dem Erdboden gleichgemacht und sind aktuell nicht
mehr  bewohnbar.  Dabei  hat  Israel  klargemacht,  dass  es  nicht  an  den
Grenzen Gazas oder der Westbank haltmacht – die letzten Wochen waren
geprägt durch Bombenangriffe auf den Libanon, den Iran, den Jemen und
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Syrien. Der befürchtete Flächenbrand ist damit bittere Realität geworden.

Die  Attacke  der  israelischen  Armee  im  Libanon  sorgte  international  für
Schlagzeilen und gilt als völkerrechtswidrig und inakzeptabel. Diese Attacke
stellte den Anfang von mehreren Angriffen auf den Libanon dar, bei denen
aktuell bis zu 4.000 Menschen starben und Hunderttausende auf der Flucht
sind.  Die  aktuelle  Offensive,  bei  der  die  Errichtung  einer  „begrenzten“
Besatzung umgesetzt werden soll, lässt Grausames erahnen. Eine derartige
Offensive für Syrien scheint aktuell in Planung zu sein.

Derzeit ist keine Aussicht auf Frieden oder ein Waffenstillstandsabkommen
erkennbar, insbesondere seit der Ermordung des Hamas-Führers Haniyya in
Teheran.  Die  gezielte  Tötung  von  Hamas-Führern  kann  als  bewusste
Provokation  eines  möglichen  Krieges  mit  dem  Iran  interpretiert  werden.

Innerhalb und auch außerhalb Israels rechtfertigen Medien und Politik diese
Barbarei  mit  dem Andenken an die  Opfer  des  7.  Oktober.  Deutschlands
bedingungslose Solidarität mit Israel wird nicht nur zur Staatsräson erklärt,
sondern  zeigt,  wie  eng  Krieg  und  Vertreibung  mit  den  Interessen  des
westlichen Imperialismus verbunden sind.

Was  steckt  hinter  der  mörderischen
Ausweitung?
In Israel selbst ist seit fast zwei Jahren eine rechtsgerichtete Regierung an
der Macht, wobei vor allem der rechtsextreme, teilweise faschistische Flügel
die Genozidfantasie verwirklichen und Krieg führen will, bis eine vollständige
Säuberung Palästinas stattgefunden hat. Es bestehen enge Verbindungen zu
rechtsextremen Siedler:innen, die den illegalen Siedlungsbau immer weiter
vorantreiben und ein freies Palästina faktisch unmöglich gemacht haben.
Während innerhalb Israels verschiedene Demonstrationen gegen die immer
autoritärere und rechter werdende Regierung stattfinden, ohne das Leid der
Palästinenser:innen  zu  thematisieren,  entgeht  die  Regierung  dem  durch
Aggression und Eskalation gegen den Iran, den Libanon und den Jemen.
Diese dienen dazu, die Mehrheit der israelischen Bevölkerung wieder auf
Linie zu bringen und den Fokus auf die Verteidigung Israels zu lenken. Dabei



zeigt sich seit Jahren: Solange die jüdische Arbeiter:innenklasse Israels nicht
mit dem rassistischen Zionismus bricht, ist sie unfähig, der Rechten Parole
zu bieten, bleibt politisch ohnmächtig und toleriert oder unterstützt gar die
genozidale Politik.

Ein weiterer Aspekt hinter der Ausweitung des Krieges sind die westlichen
Verbündeten Israels, die hinter Israel stehen. Auch wenn sie von Zeit zu Zeit
zu  einem gemäßigteren  Vorgehen  auffordern,  ein  wirklicher  Entzug  der
Unterstützung folgt nicht,  weil  er letztlich nicht in ihrem Interesse liegt.
Denn  Israel  dient  dazu,  die  Interessen  der  imperialistischen  Staaten  im
Nahen  und  Mittleren  Osten  zu  verteidigen  und  wird  gleichzeitig  als
Stützpunkt präsentiert. So ist die Bundesrepublik ein starker Verbündeter
Israels  und  aktuell  zweitgrößter  Waffenlieferant  und  hält  damit  die
Kriegsmaschinerie am Laufen. Allein 2023 genehmigte die Ampelkoalition
Rüstungsgüter  im  Wert  von  326,5  Millionen  Euro  an  Israel.  Im  ersten
Halbjahr 2024 sanken die Exporte zwar auf 45,74 Millionen, doch allein seit
August wurden weitere Rüstungsgüter im Wert von 94,05 Millionen bewilligt.

Betrachtet man einige Staaten des Nahen Ostens – Saudi-Arabien, Ägypten,
Katar oder die Türkei –, wird deutlich, dass ihre Reaktionen auf den Genozid
sich  lediglich  auf  Protestresolutionen  gegen  die  zionistische  Aggression
beschränken. Es wird deutlich, dass auch diese Staaten kein Interesse am
Leid der Palästinenser:innen haben, denn diese Staaten bauten noch vor dem
7. Oktober die wirtschaftlichen sowie politischen Verbindungen zu Israel aus.
Auch der Iran und die Hisbollah machen deutlich, dass sie kein Interesse an
einem militärischen Gegenschlag und daran haben, dadurch selbst tiefer in
die Krise hineingezogen zu werden.

Trotz dieser ungünstigen internationalen Verhältnisse leisten die Massen in
Gaza und der Westbank bis heute heroischen Widerstand gegen Besatzung
und  Vertreibung.  Aber  sie  stehen  angesichts  der  Offensive  scheinbar
übermächtiger  Gegner:innen  mit  dem  Rücken  zur  Wand.

Was können wir dagegen tun?
Die weltweite Solidaritätsbewegung hat im vergangenen Jahr demonstriert,



welche organisatorischen Fähigkeiten sie besitzt, gleichzeitig aber auch ihre
Grenzen aufgezeigt. Wir stellen fest, dass die Bewegung gegenwärtig in einer
Defensive  ist,  obgleich  an  zahlreichen  Schauplätzen  positive  Aktionen
stattfinden, die einer weiteren Verbreitung bedürfen. Tausende Studierende
haben ihre Universitäten besetzt und sich gegen eine Forschung für den
Genozid  sowie  gegen  Verbindungen  der  Universitäten  mit  Israel
ausgesprochen. Hafenarbeiter:innen in Italien und in Griechenland haben
das gesamte Jahr über in verschiedenen Häfen Schiffe bestreikt, die Munition
und  anderes  nach  Israel  verschiffen  sollten.  Weltweit  kam  es  zu
Massendemonstrationen,  trotz  repressiver  Polizei  und  des  repressiven
Staatsapparats  in  den jeweiligen Ländern.  Selbstverständlich  könnten an
dieser Stelle noch zahlreiche weitere Aktionen Erwähnung finden. Dabei ist
für uns klar, dass wir im Hier und Jetzt für eine sofortige Waffenruhe, den
Rückzug  der  israelischen  Armee  und  die  Öffnung  der  Grenzen  für
Hilfslieferungen  ohne  jegliche  Kontrolle  und  Bedingungen  durch  die
Besatzungsmacht kämpfen müssen. Wir wissen, dass es nicht ausreicht, nur
über  eine  (dauerhafte)  Waffenruhe  zu  reden,  da  diese  zwar  Milderung
schafft,  aber nicht die Unterdrückung und Gewalt beenden wird, der die
palästinensische Bevölkerung ausgesetzt ist.  Um aber ein freies Palästina
erkämpfen zu können, müssen die Proteste sich ausbreiten und aktiver in den
Konflikt eingreifen.

Dabei  kommt  der  arabischen  Arbeiter:innenklasse  vor  allem  in  den
umliegenden Ländern eine wesentliche Rolle zu. Denn diese sind mit der
Herausforderung konfrontiert, gegen ihre eigenen herrschenden Regime zu
kämpfen,  die  zwar  Solidarität  vorheucheln,  jedoch  den  palästinensischen
Befreiungskampf verraten, sobald die eigene Position im imperialistischen
Weltgefüge gefährdet ist. So hätte Ägypten die Möglichkeit ergreifen können,
den  Suezkanal  zu  blockieren,  der  als  einer  der  weltweit  wichtigsten
Knotenpunkte  für  den Warentransport  gilt.  Dadurch hätte  das  Land den
Druck erhöhen können, um eine Waffenruhe und die Öffnung der Grenzen zu
erreichen. Dies würde jedoch zu offenen Konflikten mit der EU und den USA
führen. Letzten Endes hat keines der Länder oder Kräfte, bis auf die Huthis
im Jemen,  wirkliche  Angriffe  auf  die  militärische  Präsenz  unternommen.
Denn schlussendlich würde ein freies, sozialistisches Palästina auch das Ende



der eigenen Regime bedeuten. Um die Kampfkraft zu verstärken, sind die
mehr als 6 Millionen palästinensischen Geflüchteten eine Schlüsselkraft, um
den Kampf gegen die arabischen Regime mit dem für ein freies Palästina
verbinden zu können. Anfangsforderungen können dabei gleiche Löhne und
demokratische  Rechte  für  alle  sein.  Eine  revolutionäre  Bewegung  in
Palästina  und  in  den  umliegenden  arabischen  Staaten  ist  zugleich  auch
entscheidend, um die klassenübergreifende Einheit  im zionistischen Staat
aufzubrechen. Je stärker der Kampf gegen die imperialistische Ordnung und
Besetzung, umso eher werden Teile der jüdischen Arbeiter:innenklasse in
Israel ihr Vertrauen in den rassistischen Staat verlieren und für den Bruch
mit dem Zionismus gewonnen werden. Dann hat die Stunde der Revolution
geschlagen.

Der Arbeiter:innenklasse in den imperialistischen Zentren kommt dabei die
Rolle  zu,  eine  Bewegung  aufzubauen,  die  sich  gegen  die  konkrete
Kriegsunterstützung ihrer Regierungen richtet. Denn ihre Staaten sind es,
die  die  wichtigsten  wirtschaftlichen  und  militärischen  Unterstützer  und
Verbündeten Israels sind. Dabei sind Forderungen nach einem Stopp aller
Waffenlieferungen  zentral,  um  Gewerkschaften  und  große  Teile  der
Arbeiter:innen dafür zu gewinnen. Eine solche Bewegung würde nicht nur
revolutionäre, internationalistische Kräfte, sondern auch gewerkschaftliche,
reformistische oder kleinbürgerliche umfassen. Wir müssen in diesen Staaten
gegen jede weitere militärische, finanzielle und ökonomische Unterstützung
des  zionistischen  Staates  und  seiner  Angriffsmaschinerie  kämpfen.  Des
Weiteren ist es notwendig, dem antipalästinensischen Rassismus sowie der
antimuslimischen Hetze, die massiv zugenommen hat, den Kampf anzusagen.
Denn  diese  dient  neben  der  Spaltung  der  Arbeiter:innenklasse  und  der
Überwachung  im  e igenen  Land  un ter  anderem  dazu ,  d i e
Militärinterventionen gegen Palästina, Libanon, Syrien, Jemen und den Iran
zu rechtfertigen. Wir sagen klar: Hände weg von diesen Ländern! Stoppt die
Ausbreitung des Kriegs!

Für  uns  ist  der  palästinensische  Befreiungskampf  kein  Selbstzweck.  Das
stetige Morden und die anhaltende brutale Unterdrückung mögen zeitweilig
die Hoffnung rauben, aber die Geschichte ist nicht zu Ende geschrieben. Der



Kampf  für  ein  befreites,  sozialistisches  Palästina  ist  notwendig  für  alle
Palästinenser:innen,  die  dort  leben,  für  alle  Palästinenser:innen,  die
zurückkehren  wollen  –  und  für  all  jene,  die  durch  die  Fesseln  des
Imperialismus erdrückt werden.

10  Forderungen  für  ein
Aktionsprogramm  gegen  den
Rechtsruck
von Flo Weitling und Lia Malinovski, November 2024

Die Ampel-Koalition ist zerbrochen, Donald Trump wieder zum US-Präsident
gewählt, das 1,5 Grad Ziel überschritten, der Genozid in Palästina hält an
und das Abschieberegime der EU und BRD schreitet  voran:  kurzum, die
Situation  ist  scheiße.  Wie  wir  am  Erfolg  der  AfD  beobachten  können,
profitieren davon Rechte und Konservative. Wir sind konfrontiert mit einem
gesamtgesellschaftlichen, internationalen Rechtsruck.

Mit  diesen 10 Forderungen wollen wir  eine Auseinandersetzung darüber
starten, wie das Aktionsprogramm einer Bewegung aussehen muss, die einen
erfolgreichen  Kampf  gegen  den  Rechtsruck  führt.  Wir  laden  alle  ein,
gemeinsam in Diskussion zu treten und dem Aufbau einer solchen Bewegung
näher zu kommen.

1.  Holen  wir  uns  unsere  Zukunft  zurück:
Gegen  Kürzungen  und  Sozialabbau!
In Deutschland ist das wirtschaftliche Wachstum nahe 0. Der Staat pumpt
massig Geld in Unternehmen, um diese zu retten. Wenn das nicht reicht,
antworten die Bosse mit Massenentlassungen wie bei VW, und Sparplänen im
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sozialen Bereich – besonders bei Schulen und Jugendzentren.

Das ist nicht erst seit gestern so. Seit 2008/2009 hat sich die Wirtschaft
weltweit kaum erholt, und diese Krise hat den Rechtsruck angeheizt. Viele
von  uns  haben  Angst  vor  dem  sozialen  Abstieg.  Hier  setzt  der
Sozialchauvinismus von Regierung und Medien an.  Uns soll  weisgemacht
werden, dass die Krise kein Resultat unseres Wirtschaftssystems sei, sondern
die  Konsequenz  von  arbeitsunwilligen  Bürgergeldempfänger:innen.
Derselben Logik folgen Rechtspopulist:innen, die „leichte“ Antworten auf die
Misere geben: Ausländer:innen, Arbeitslose und Linke seien schuld.

Um eine erfolgreiche Bewegung aufzubauen, müssen wir auf die sozialen
Probleme der Menschen eingehen und den Kampf gegen rechts mit dem
Kampf gegen Sozialabbau, Massenentlassungen und Privatisierung führen,
kurz  gesagt:  gegen  die  soziale  Krise!  Das  bedeutet,  keine  Illusionen  in
Kompromisse  zu  haben,  um  „den  Wirtschaftsstandort  Deutschland“  zu
fördern. Diese Art der Politik heißt Sozialpartner:innenschaft und hat die
letzten Jahre große Proteste bei Kürzungen und Sparmaßnahmen verhindert.

Deshalb sagen wir:

Gegen  jede  Entlassung:  Produktion  umstellen  für  eine  nachhaltige
Verkehrswende  und  Arbeitsplätze  erhalten  –  unter  Kontrolle  der
Beschäftigten, Expert:innen und der Umweltbewegung! Arbeitszeitverkürzung
bei vollem Lohnausgleich statt Stellenabbau!
Schluss  mit  Armut:  Weg  mit  Bürgergeld,  Mindesteinkommen  für  alle,
gekoppelt an die Inflation!
Schuldenbremse?  Abschaffen!  Wir  zahlen  eure  Krise  nicht:  Massive
Investitionen in die soziale Infrastruktur, unter Besteuerung der Reichen!

2. Massenhaft und militant: Gemeinsam gegen
den Rechtsruck!
Wenn wir uns dem Rechtsruck erfolgreich entgegenstellen wollen, müssen
wir eine andere Politik als die der letzten 10 Jahre fahren, denn die hat die
AfD nicht aufgehalten. Das Bundesverfassungsgericht anzubetteln, die AfD



zu verbieten, bringt nichts. Nicht nur, dass solche Verbote auch gegen linke
Kräfte  eingesetzt  werden:  Wir  sind  es,  die  was  ändern  müssen,  nicht
irgendwelche Verfassungsrichter:innen. Wenn wir erfolgreich gegen die AfD
kämpfen wollen, müssen wir die Gründe beseitigen, aufgrund derer sie so
stark geworden ist!

Vereinzelt  werden  wir  nicht  gegen  eine  rassistische  Regierung,  eine
wachsende AfD und vermehrte Straßengewalt wehren können. Es wird nicht
reichen,  im Sumpf der “radikalen” Linken alle  paar Wochen eine Antifa-
Kundgebung oder Demo zu organisieren.

Es braucht Einheit unter den Organisationen der Arbeiter:innenklasse, seien
es Parteien oder Gewerkschaften und Organisationen der Unterdrückten, ob
migrantische Personen, queere Personen oder Frauen. Das nennen wir die
Einheitsfront. Uns ist bewusst, dass z.B. Die Linke, die SPD und Migrantifa
nicht die gleichen Ziele haben, aber alle müssen sich gegen den Rechtsruck
wehren, denn sie sind direkt von dessen Auswirkungen betroffen. Wir dürfen
nicht auf unseren Unterschieden verharren. Ein solches Bündnis ist vor allem
ein Aktionsbündnis um konkrete Forderungen. Dabei ist zentral, dass man
andere Partner:innen offen für ihre Positionen und ihr Verhalten kritisieren
darf!  Wir  verstehen  das  Unbehagen,  das  viele  spüren,  mit  Kräften
zusammenzuarbeiten, die für ihr Elend mitverantwortlich sind, wie die SPD
in  der  Regierung.  Gleichzeitig  zeigte  die  Mobilisierung  gegen  den  AfD-
Parteitag  in  Essen,  dass  die  Mobilisierung  von  Gewerkschaften  und
reformistischen Parteien die Massen auf die Straße bringen kann, die es
braucht, um effektiven Widerstand zu leisten. Wir müssen diese Kräfte in
Bewegung  zwingen  und  den  Kampf  für  soziale  Forderungen  offen  mit
antirassistischen Forderungen verbinden, um klar zu machen: Wir lassen uns
nicht spalten, Rassismus nützt nur Reichen!

Dabei  dürfen wir  keine Kompromisse mit  bürgerlichen Kräften eingehen.
Lose Floskeln von Vielfalt, Toleranz und „Demokratie verteidigen“ bringen
uns nicht weiter. Der Kampf gegen die AfD wird zum Scheitern verurteilt
sein,  wenn  er  sich  nur  gegen  diese  eine  Partei  richtet.  Wir  lehnen  die
„Einheit der Demokrat:innen“ ab, denn mit FDP und CDU gegen die AfD zu
„kämpfen“ bedeutet, dass soziale Verbesserungen auf der Strecke bleiben.



3.  Gegen  jede  Abschiebung:
Staatsbürger:innenrechte für alle, dort wo sie
leben!
Ohne Zweifel ist die Hetze gegen Migrant:innen und Geflüchtete der stärkste
Ausdruck des Rechtsrucks. Die Diskriminierung gegenüber Menschen steigt,
denen muslimischer Glaube zugeschrieben wird.  Der 7.  Oktober und die
Attacke in Solingen werden genutzt, um den politischen Diskurs rassistisch
zu vereinnahmen. Die Forderung, „kriminelle Ausländer:innen” abschieben,
gehört mittlerweile zum guten Ton der Politik. Die Ampel setzt um, was die
AfD fordert und errichtete letztes Jahr ein härteres Abschieberegime, sodass
wir  dieses  Jahr  30%  mehr  Abschiebungen  erleben  mussten.  Der
Antisemitismus und die rassistische Hetze von aufschäumenden Rechten und
Faschist:innen  steigen  an.  Zugleich  wird  der  Antisemitismus-Begriff
verwässert,  um diesen als  politische Waffe gegen Palästina-Solidarität  zu
nutzen.

Das führt dazu, dass nicht die Unternehmer:innen und Politiker:innen als
Verursacher:innen unserer Misere gesehen werden, sondern ein alternatives
Feindbild in Gestalt von Geflüchteten und Migrant:innen erschaffen wird.
Durch diese Spaltung und Verschleierung der Verhältnisse können sich die
Arbeiter:innen  nicht  zusammentun,  um  sich  gegen  Massenentlassungen,
niedrige Löhne, Krise und Co. zu verbünden, da sie zu beschäftigt sind, sich
gegeneinander die Schuld für ihre Lage zuzuschieben.

Deswegen müssen wir dafür kämpfen, dass für alle Menschen, die hier leben
oder hierherkommen, die Grundrechte gelten. Wir sagen: Kein Mensch ist
illegal! Offene Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle!

4.  Frauen-  und  Queerunterdrückung
entgegentreten:  Gleiche  Rechte  für  alle!
Femizide  nehmen  zu,  queere  Personen  werden  auf  offener  Straße
angegriffen und hunderte Faschist:innen mobilisieren gegen CSDs. Queere
Personen sind ein Feindbild  der  „natürlichen Ordnung“ der  bürgerlichen



Kleinfamilie,  welche  die  Rechten  als  Ideal  hochhalten,  womit  sie  die
Frauenunterdrückung  zementieren.

Gleichzeitig wird die rassistische Hetze von AfD und Co.  als  Einsatz für
Frauenrechte dargestellt. Dabei interessiert sie sexistische Gewalt nur, wenn
sie  von  Migrant:innen  ausgeübt  wird,  wobei  sie  alle  anderen  Teile  der
Frauenunterdrückung leugnen und in ihrer Politik verschärfen. Weder gehen
sie die Doppelbelastung durch Care-Arbeit an, noch den Gender Pay Gap.
Dadurch werden Frauen brutaler von der Krise getroffen: Entweder werden
sie in die Hausarbeit geschoben oder in prekäre Beschäftigungen. Ein Kampf
gegen  den  Rechtsruck  muss  ein  Kampf  für  gleiche  Rechte  und  gleiche
Bezahlung für alle sein!

5.  Antidiskriminierungsstellen  und
Selbstschutz
Um  uns  vor  Alltagsdiskriminierung  und  rechten  Angriffen  zu  schützen,
müssen wir dafür eintreten,  Organe des Selbstschutz aufzubauen! Zu oft
haben Staat und Polizei bewiesen, dass sie keine Angriffe der Rassist:innen,
Sexist:innen und Queerfeind:innen verhindern werden: durch die Ermordung
von Oury Jalloh, die Verdeckung der Taten des NSU oder das Niederschlagen
von antifaschistischen Mobilisierungen.

Daher braucht es Strukturen für Betroffene von sozialer Unterdrückung, an
den Orten, wo wir uns täglich aufhalten, den Schulen, Unis und Betrieben!
Damit  diese  im  Interesse  der  Unterdrückten  handeln,  müssen  sie
demokratisch gewählt und unabhängig von Staat, Schul- und Unileitung oder
Bossen sein. Sie müssen praktische Organe sein, welche z.B. Lehrkräfte aus
dem  Unterricht  schmeißen,  Kommiliton:innen  zur  Aufarbeitung  ihres
Verhaltens zwingen oder Präventionsworkshops in Betrieben abhalten. So
setzen wir der individuellen Demütigung einen kollektiven Kampf entgegen.

Darüber hinaus haben uns die Mobilisierungen gegen CSDs, die Angriffe auf
Migrant:innen oder unsere Demos gezeigt, dass das nicht reicht. Wir müssen
uns gegen die Gewalt der Rechten, die bald in neuen Baseballschlägerjahren
m ü n d e n  k ö n n t e ,  g e m e i n s a m  w e h r e n !  D a f ü r  b r a u c h t  e s



Selbstverteidigungsstrukturen,  die  es  unseren  Geschwistern  ermöglichen,
nicht wehrlos solchen Angriffen ausgesetzt zu sein.

6. Unsere Schulen, Unis und Betriebe gehören
uns!
Bei denen, die zurzeit das Sagen haben, wird das auf Widerstand stoßen. Um
gegen rassistische Lehrinhalte anzukommen und gegen übergriffige Profs
vorzugehen,  müssen  wir  die  Kontrolle  über  unsere  Schulen,  Unis  und
Betriebe erkämpfen!

Warum sollten wir nicht selbst bestimmen, was an den Orten passiert, an
denen wir einen so großen Teil unseres Lebens verbringen? Warum sollten
wir  nicht  entscheiden,  wer  zu  Podiumsdiskussionen  an  unseren  Schulen
eingeladen wird, welche Vorträge an unseren Unis abgehalten werden und
welche Rassist:innen sich von unserem Campus fernzuhalten haben? Warum
sollten wir  auf  irgendwelche Manager:innen hören,  wenn wir  am besten
wissen, was zu tun ist?

Um dahin zu kommen, müssen Aktionskomitees aufgebaut werden, welche
sich vor Ort gegen Ungerechtigkeiten auflehnen und dafür streiten, dass wir
selbst Entscheidungen treffen dürfen über die Probleme, die uns in unserem
Alltag betreffen.

7. Klimaschutz auf dem Nacken der Reichen!
Da die Politik der Ampelregierung auf dem Rücken der Armen ausgetragen
wird  und  keine  effektiven  Maßnahmen gegen die  Klimakrise  durchführt,
befeuert sie den Rechtsruck und bringt uns keinen Schritt voran, unsere
Umwelt zu retten. Letztlich ist sie nicht mehr als eine Interessenvertretung
von  RWE  und  Co.  Gegenüber  der  Kl imakrise,  welche  unsere
Lebensgrundlage bedroht, antworten die Rechten mit Leugnung und Hetze
gegen die Klimabewegung. Die zu Recht kritisierbaren Initiativen wie das
Heizungsgesetz werden ausgenutzt, um jegliche Anstrengungen gegen die
Katastrophe als Teufelswerk zu bezeichnen.



Unter einer AfD-geführten Regierung wird der Kampf für Klimagerechtigkeit
noch  schwieriger  sein.  Deshalb  müssen  die  verbleibenden  Kräfte  der
Klimabewegung sich dem Kampf gegen den Rechtsruck anschließen, um zu
einer geeinten, starken Kraft zu werden. Somit muss ein Kampf gegen rechts
einer für eine soziale Umweltpolitik sein, welche sich die notwendigen Mittel
für den Erhalt unserer Lebensgrundlagen von den Reichen holt und nicht
weiter  die  Arbeiter:innen  belastet.  Wir  müssen  Forderungen  gegen  die
Umweltkrise aufwerfen, das heißt: Verbesserungen statt Verbote! Wir wollen
kostenlosen öffentlichen Nahverkehr, finanziert durch die Besteuerung der
Reichen!

8. Kein Cent, keinen Menschen dem Militär!
Das Fehlen von Geldern für Schulen und Rente erklären die Rechten durch
die  Finanzierung  von  Klimaschutzmaßnahmen.  Tatsächlich  wird  dieses
fehlende Budget in Aufrüstung und Militarisierung gesteckt: Wir erinnern
uns alle an das Sondervermögen von 100 Milliarden.

Begleitet wird das dadurch, dass die Trommel des Nationalismus gerührt
wird. Versteckt hinter Floskeln wie „Verteidigung der Demokratie“ wird auf
die Vaterlandsverteidigung der deutschen Nation gesetzt, was den Rechten
in die Hände spielt.

Dafür wird direkt  bei  der Jugend angesetzt:  In Bayern werden vermehrt
Jugendoffiziere an Schulen geschickt, um fürs Sterben zu werben. Unter dem
Ziel,  Deutschland  kriegstüchtig  zu  machen,  werden  demnächst
verpflichtende  Fragebögen  an  18-Jährige  verschickt.  Unter  einer  noch
rechteren Regierung wird die Wehrpflicht nicht auf sich warten lassen. Wir
sagen: Bundeswehr raus aus den Schulen! Schluss mit Waffenlieferungen
nach Israel! 100 Milliarden für Bildung und Soziales!

9.  Gegen die  Einschränkung demokratischer
Rechte!
Auch  im  Inland  wird  aufgerüstet.  In  den  letzten  Jahren  wurden  unsere
demokratischen  Rechte  eingeschränkt,  z.B.  durch  Demonstrationsverbote



beim Antifa-Ost-Verfahren, die Auflösung des Palästina-Kongresses und die
Einschränkung des Streikrechts beim Kitastreik in Berlin. Zur Durchsetzung
dessen  werden  die  Befugnisse  und  die  Militarisierung  der  Polizei
ausgeweitet.

Wir müssen uns gegen den Trend zum Autoritarismus und gegen die Angriffe
auf  unsere  Freiheit  wehren.  Zudem  müssen  wir  die  Ausweitung
demokratischer Rechte erkämpfen und für das volle Recht auf politischen
Streik eintreten.

10.  Für  bundesweite  Schul-  und  Unistreiks,
begleitet von politischen Streiks!
Um diese Forderungen durchzusetzen, reicht es nicht,  sie auf Banner zu
schreiben,  auf  eine  Demo zu  gehen  oder  einen  Parteitag  zu  blockieren.
Zunächst  müssen  wir  die  Menschen  dort  erreichen,  wo  sie  sich  täglich
aufhalten, beim Job, im Vorlesungssaal oder auf dem Schulhof. Wenn wir es
schaffen,  an diesen Orten Komitees  aufzubauen,  die  unseren Widerstand
koordinieren  und  eine  Verankerung  schaffen,  können  wir  durch  Streiks
Druck aufbauen, stark genug, um unsere Ziele zu verwirklichen!

Wenn  wir  unsere  Anstrengungen  koordinieren,  werden  wir  es  schaffen
Sozialkürzungen,  Massenentlassungen  und  Abschiebungen  zu  verhindern,
sowie  Klimaschutz  durchzusetzen.  Dann haben wir  die  Kraft,  um unsere
Geschwister kollektiv vor Angriffen zu verteidigen und dem Rechtsruck den
Gar aus zu machen. Darüber hinaus müssen wir gemeinsam international
Widerstand organisieren, indem wir den Schulterschluss mit jenen finden,
die an anderen Orten der Welt von den Auswirkungen des Rechtsrucks und
der Krise getroffen werden.

Wenn ihr das auch so seht oder mit uns darüber diskutieren wollt, schreibt
uns  und  lasst  uns  gemeinsam den  Schritt  angehen,  eine  Bewegung der
Jugend und der Arbeiter:innen gegen Rechtsruck und Krise aufzubauen!



Grundlagen  des  Marxismus:
Rechtsruck  als  zentraler
Krisenausdruck  des
kapitalistischen Systems
von Cleo G., Oktober 2024

Momentan sind wir, neben anderen, vor allem mit zwei zentralen Folgen des
kapitalistischen Systems konfrontiert.  Zum einen sehen wir  einen immer
weiter voranschreitenden Rechtsruck, welcher sich nicht nur in Deutschland
bemerkbar macht, zum anderen sehen wir immer stärker eine Aufrüstung
und Militarisierung, in Deutschland unter dem Credo der „Zeitenwende“.
Doch was haben diese Phänomene miteinander zu tun und wie können wir sie
bekämpfen?

Der Rechtsruck schreitet voran
In Deutschland sowie fast allen anderen europäischen Ländern gewinnen
rechte Parteien immer mehr Zuspruch und Wähler:innenstimmen. Alleine in
Thüringen  holte  die  rechtspopulistische  AfD  bei  den  diesjährigen
Landtagswahlen 32,8 % der Stimmen und lag damit nicht nur klar vor der
CDU mit 23,6 %, sondern holte auch ganze 9,4 % mehr als bei der letzten
Landtagswahl 2019. Aber auch in Italien oder Frankreich sehen wir einen
klaren Trend zu Parteien des rechtspopulistischen Spektrums. Doch nicht nur
steigen die Wähler:innenstimmen für rechte Parteien, auch bürgerliche und
reformistische Parteien wie die Grünen oder die  SPD schließen sich der
stetigen Stimmungsmache gegen Geflüchtete an und lassen sich in ihren
Forderungen nach „konsequenterem Abschieben“ nicht mehr von der AfD
unterscheiden.  Während die  Stimmung in  der  Bevölkerung aufgrund von
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Arbeitslosigkeit,  einem  Mangel  an  bezahlbarem  Wohnraum,  steigenden
Preisen,  aber  gleich  bleibenden Löhnen (und somit  sinkendem Reallohn)
angespannt ist, nutzen rechte Kräfte diesen Unmut aus, um Migrant:innen
als Sündenbock darzustellen.

Die rechtspopulistischen Parteien stellen jedoch keinen qualitativen Bruch
zum restlichen System dar, sondern sind nur die Spitze eines immer weiter
nach rechts driftenden Eisbergs. Inzwischen vertreten sämtliche bürgerliche
Parteien  rassistische  Positionen,  wie  sie  15  Jahre  zuvor  nur  die
rechtsradikale NPD hatte. Die anderen Parteien fahren dabei eine Taktik des
„Immer-Weiter-Nach-Rechts-Gehens“,  in  der  absurden  Hoffnung,  so  AfD-
Wähler:innen wieder für sich zu gewinnen, während sie gleichzeitig mit dem
Finger auf die AfD zeigen und behaupten, alleine diese, nicht aber die eigene
rechte Politik, sei das Problem.

Der Imperialismus spitzt sich zu
Zeitgleich beobachten wir eine stetige Ausweitung internationaler Konflikte
und  eine  verschärfte  Rhetorik  zwischen  den  Großmächten,  gepaart  mit
massenhaften  Investitionen  ins  Militär,  wie  die  100  Milliarden  für  die
Aufrüstung  der  Bundeswehr,  sowie  eine  fortlaufende  Finanzierung  von
Kriegen durch imperialistische Staaten wie die USA oder Deutschland. Durch
ihre  massiven  Waffenlieferungen  an  Israel  ermöglichen  diese  erst  den
Genozid in Palästina und inzwischen auch im Libanon und halten Netanjahus
Tötungsmaschine namens IDF somit weiter am Laufen. Auch hierbei müssen
wir uns bewusst machen, dass Kriege ein Symptom des Kapitalismus sind
bzw. seines höchsten Stadiums, des Imperialismus. Dieser sorgt dafür, dass
imperialistische Staaten auf Militarisierung angewiesen sind, da sie ständig
versuchen müssen, neue Teile der Welt für sich zu beanspruchen, um somit
ihrem nationalen Kapital  mehr Exportmöglichkeiten zu verschaffen. Diese
benötigt  es,  um weiterhin  große  Extraprofite  zu  erzielen  und  damit  die
dominante Rolle in der Welt zu erhalten und weiter zu festigen. So kommt es,
dass wir immer wieder Kriege erleben, an denen fast immer imperialistische
Staaten  beteiligt  sind,  sei  es  durch  Waffenlieferungen,  durch  finanzielle
Unterstützung oder ganz aktiv durch eigene Intervention, wie wir es im Falle



Russlands in der Ukraine sehen. Imperialistische Staaten, und mit ihnen auch
das kapitalistische System, an deren Spitze sie stehen, haben ein Interesse
daran, dass Kriege existieren und weiter am Laufen gehalten werden.

Wie sind die Folgen der Krisen miteinander
verbunden?
Auf den ersten Blick sind beide Krisen unabhängig voneinander durch den
Kapitalismus  begründet,  durch  welchen  sie  entstehen  oder  zumindest
begünstigt werden. Um jedoch einen Anhaltspunkt zu finden, an dem wir als
Arbeiter:innen und Jugendliche ansetzen müssen, um uns dagegen zur Wehr
setzen zu können, müssen wir auch sehen, dass beide Krisen miteinander in
Verbindung  stehen.  So  ist  die  Militarisierung  Deutschlands  auch  im
Rechtsruck begründet: Ohne diesen wäre eine so starke Aufrüstung nämlich
gar nicht möglich.

Wir  erleben  eine  chronische  Krise  des  Kapitalismus,  begründet  in  der
Überakkumulation  von  Kapital.  Soziale  Angriffe,  Kürzungen  und  die
Verschlechterung von Arbeitsbedingungen sind die Folge, um die Krise auf
dem Rücken der  Arbeiter:innen auszutragen,  nicht  der  eigentlich für  sie
verantwortlichen  Kapitalist:innen.  Doch  die  Führungskrise  der
Arbeiter:innenbewegung, welche von SPD, Gewerkschaftsführung aber auch
Linkspartei  immer  wieder  verraten  wurde,  verhindert,  dass  ein
gemeinschaftlicher Widerstand entstehen kann. Das führt dann dazu, dass
sich  zahlreiche  Menschen  in  ihrer  Wut  rechten  Parteien  wie  der  AfD
zuwenden, die behaupten, sich für die deutschen Arbeiter:innen und Armen
einzusetzen. Doch in Wahrheit ist die AfD ebenfalls eine Partei einzig und
allein fürs Kapital,  und zwar eine besonders radikal  neoliberale.  Um das
jedoch  zu  verschleiern,  versucht  sie,  die  Wut  auf  einen  angeblichen
Sündenbock zu richten. Dies sind vor allem Geflüchtete, die angeblich an den
sozialen  und  finanziellen  Problemen  im  Land  schuld  seien,  sowie  auch
generell  Migrant:innen,  Queers  und  das  „linksgrüne  Establishment“.  Die
Lösung  für  die  Probleme  sollen  nicht  etwa  reale  Verbesserungen  sein,
sondern eine Rückbesinnung auf „traditionelle Werte“. Ganz nach dem Motto
„Früher war alles besser“ sollen wir uns wieder mehr auf Werte wie Familie



und  Heimat  besinnen.  Die  Arbeiter:innen  werden  durch  den  massiven
Rassismus aktiv  gespalten.  Deutschen Arbeiter:innen wird suggeriert,  ihr
migrantischer Kollege wäre ihr Feind, nicht ihr deutscher Boss. Statt die
wirkliche Ursache zu erkennen und gemeinsam als proletarische Klasse zu
bekämpfen,  wollen  Rechte  einen gemeinsamen Kampf  der  Arbeiter:innen
dadurch effektiv verhindern, was ihnen momentan erschreckend gut gelingt.
Das ist auch der Grund, warum andere bürgerliche Parteien verstärkt auf
diese Taktik setzen, bis hin zu den sich gerne als progressiv verstehenden
Grünen.

Und genau hier kommen wir wieder zur steigenden Militarisierung und zum
imperialistischen  Kampf  um  die  Neuaufteilung  der  Welt.  Um  diese,  die
niemals  im Interesse der Arbeiter:innen sein kann,  die auf  ihre wenigen
Annehmlichkeiten verzichten sollen,  damit  die  Rüstungsproduktion laufen
kann, und im schlimmsten Fall selber zum Sterben in den Schützengraben
geschickt  werden,  ohne  einen  großen  Aufschrei  dieser  Arbeiter:innen
durchzuführen, braucht es die gezielte Spaltung der Klasse durch Rassismus
sowie die massive Schwächung unserer Kampfkraft. Sonst könnten wir noch
mit  Streiks  und  Massendemonstrationen  fordern,  dass  man  die  100
Milliarden Euro Sondervermögen für die Bundeswehr lieber in Bildung und
Soziales fließen lässt. Doch daran hat die Bourgeoisie so gar kein Interesse.

Dazu kommt auch noch, dass Rassismus ebenfalls nötig ist,  um mögliche
zukünftige  Raubkriege  ideologisch  zu  legitimieren.  Um  einen  brutalen
Angriffskrieg mit zigtausenden Toten gegen ein anderes Land zu führen – so
wie die USA es Anfang dieses Jahrhunderts in Afghanistan und dem Irak
getan hat – ist es notwendig, große Teile der eigenen Bevölkerung glauben
zu  machen,  die  Bevölkerung  der  angegriffenen  –  und  später  brutal
ausgepressten – Länder wären „weniger wert“ als die eigene Bevölkerung. In
ebensolcher Ideologie zur Legitimation des Kolonialismus (und noch früher
der Sklaverei) liegt überhaupt die Wurzel des modernen Rassismus.

Was folgt daraus praktisch?
Dadurch,  dass  der  Rechtsruck  den  Nährboden  für  die  fortschreitende
Militarisierung liefert, sehen wir es als strategisch notwendig an, uns vor



allem  mit  seiner  Bekämpfung  zu  beschäftigen,  um  somit  auch  der
Militarisierung den Nährboden zu entziehen. Nur wenn es uns gelingt, der
Offensive von Rechts eine Gegenoffensive von Links entgegenzuwerfen, die
Arbeiter:innen und Jugendlichen unabhängig von nationalen, ethnischen oder
religiösen Spaltlinien zu vereinen, im gemeinsamen Kampf gegen die Politik
der AfD wie der Regierung, kann es uns auch gelingen, die Kraft zu erlangen,
die  wir  brauchen,  um  der  Militarisierung  aktiven  Widerstand
entgegenzubringen! Einer, der nicht bei moralischen Friedensbekundungen
bleibt. Natürlich setzen wir uns auch weiterhin für andere wichtige Themen
ein,  wie  zum Beispiel  die  Solidarität  mit  Palästina  oder  auch gegen die
Aufrüstung  sowie  die  voranschreitende  Zerstörung  der  Umwelt.  Unser
Kernthema ist jedoch der Rechtsruck, da wir ihn als das primäre Moment
sehen, dass die Offensive der Kapitalist:innen gegen uns Arbeiter:innen und
Jugendlichen deckt und in dieser Form überhaupt erst ermöglicht.

Dabei  ist  der  Kampf  gegen den Rechtsruck jedoch kein  rein  defensiver,
sondern  eher  das  Gegenteil:  Um diesen  zu  stoppen,  müssen  wir  seinen
schärfsten  Ausdruck,  die  rassistische  Spaltung  der  Arbeiter:innen,  sowie
seinen Nährboden, die massiven sozialen Angriffe gegen Arbeiter:innen und
Jugendliche, aktiv angreifen! 

Wie wir konkret eine Bewegung gegen den Rechtsruck aufbauen wollen,
könnt ihr in weiteren Artikeln lesen!

Israels Aggression in der Schule
entgegenstellen!
Von Flo Weitling, 1. Oktober 2024

Seit  dem brutalen Terror der Pager-Anschläge auf den Libanon vor zwei
Wochen,  eskaliert  Israel  den  Krieg  gegen die  libanesischen Bevölkerung

https://onesolutionrevolution.de/israels-aggression-in-der-schule-entgegenstellen/
https://onesolutionrevolution.de/israels-aggression-in-der-schule-entgegenstellen/


immer weiter. In den letzten Tagen wurden durch die Bomben der IDF mehr
als tausend Menschen ermordet, mehr als eine Million sind auf der Flucht.
Heute Nacht erst begann Israel mit einer Bodeninvasion die noch weiteres
Elend mit sich bringen wird!

Die brutalen Bilder, die man in den sozialen Medien sieht, die Zunahme von
Toten  und  Vertriebenen  reißen  uns  alle  mit  und  wir  verspüren  eine
unendliche Trauer und Wut und viele fühlen sich unfähig dazu, irgendetwas
dagegen zu unternehmen. Doch das muss nicht so sein! Wir können mehr
schaffen, als wir vielleicht erst denken!

Was tun?
Dein erster Impuls, wenn du dir überlegst, was du als nächstes tun kannst,
ist vielleicht auf Instagram oder TikTok etwas zu posten, um zu zeigen, dass
du dich mit den Menschen im Libanon, Gaza, der Westbank und auch in
Jordanien und im Yemen solidarisierst.  So weit  so  gut,  doch auch wenn
Aufmerksamkeit  auf  dass  Thema wichtig  ist,  um z.B.  die  Grundlage  für
Diskussionen  zu  legen  und  Klarheit  gegenüber  der  Propaganda  der
Herrschenden  zu  schaffen,  wird  dass  alleine  nicht  reichen.

Am  nächsten  Tag  in  der  Schule  tauschst  du  dich  dazu  mit  deinen
Mitschüler:innen  aus  und  deine  Lehrer:innen  machen  Kommentare  im
Unterricht, auf dem Pausenhof gibt es vielleicht sogar Diskussionen über die
derzeitige  Situation.  Die  meisten  sind  wahrscheinlich  bestürzt  von  dem
Terror und der Gewalt, haben vielleicht sogar Angst um ihre eigene Familie
oder fühlen sich stark verunsichert in einer Welt, in der immer mehr Kriege
stattfinden. Auch wenn sich nicht alle gegen den Krieg stellen werden, gibt
es dir genau da einen Anhaltspunkt, um etwas zu verändern.

Denn selbst wenn die Gespräche mit deinen Mitschüler:innen dir vielleicht
nicht  als  wichtig  erscheinen  oder  als  könnten  sie  irgendwas  bewirken,
tausende  Jugendliche  werden  genau  die  selben  Gespräche  mit  ihren
Mitschüler:innen führen, werden sich genauso hilflos fühlen, werden sich
auch fragen, wie man vielleicht doch etwas machen kann.



Wir alle müssen jeden Tag dorthin gehen, wo das kapitalistische System
unseren  aktuellen  Platz  sieht,  sei  es  die  Schule,  die  Universität,  die
Ausbildungs- oder Arbeitsstelle. Nicht nur wir selber, auch die Menschen um
uns herum sind dazu gezwungen, sich dort aufzuhalten. Das klingt vielleicht
unnötig  überhaupt  anzumerken,  doch  in  dieser  Realität  liegt  enormes
Potenzial.  Denn indem wir  uns dort  eh aufhalten müssen,  bieten unsere
Alltagsorte die Möglichkeit uns direkt zu vernetzten, in Kontakt zu kommen
mit Menschen über die Probleme in der Welt, wie z.B. dem Genozid in Gaza
und die Aggression im Libanon. Und auch darüber zu sprechen, wie wir doch
etwas verändern können! Dabei kannst du deine Mitmenschen von deiner
Position überzeugen und von dort aus lokale Probleme aufgreifen. Vielleicht
unterstützen deine Lehrer:innen den Terror der israelischen Armee oder die
Schulleitung  verbietet,  dass  du  dich  mit  den  Opfern  des  Genozids
solidarisierst  oder  sogar  einfach  das  Tragen  einer  Kufiya.  All  das  sind
Sachen, gegen die man sich vor Ort zusammen tun kann, gegen die man
ankämpfen kann!

Das geht natürlich nicht immer leicht und reibungslos. Meist fühlt man sich
auch  erst  einmal  alleine  mit  seiner  Meinung und  denkt  die  ganze  Welt
arbeitet gegen einen. Aber durch das Verteilen von Flyern, das Aufhängen
einer Wandzeitung oder eines Banners, kannst du herausfinden, wer alles
deine Ansichten teilt. Lädst du gleich noch zu einem Treffen ein, und sei es
einfach nur in der ersten großen Pause am Basketballkorb, kannst du direkt
mit den Menschen darüber reden, wie ihr gegen die Probleme an der eigenen
Schule vorgehen könnt.

Doch worin liegt da jetzt Potenzial?
Die Frage ist natürlich berechtigt, weil niemand wird die isrealische Armee
durch den Kampf gegen das Kuffiya-Verbot oder einen rassistischen Lehrer
an deiner Schule direkt stoppen. Doch was man durch diese lokalen Kämpfe
schafft, ist es, sich zusammenzufinden. In einer Welt in der uns beigebracht
wird, wir wären alleine.

Wenn ihr euch nämlich gemeinsam an eurer Schule in einer Gruppe oder
Komitee  organisiert,  könnt  ihr  euch  nicht  nur  gegen  die  Strafen  der



Lehrerkräfte und Schulleitungen wehren und was an eurer eigenen Schule
reißen, sondern schafft damit eine Kraft, die einen Teil dazu beitragen kann,
grundlegend  etwas  zu  verändern,  indem  ihr  voneinander  lernt  und
unpolitisierte Menschen gewinnt. Denn wenn ihr diese Gruppen habt, könnt
ihr  gleich  gemeinsam  zu  der  nächsten  Solidaritätskundgebung  oder
Demonstration gehen, oder wenn es bei euch in der Stadt keine gibt, diese
selber organisieren!

Wenn  ihr  dann  noch  eure  Freund:innen  an  anderen  Schulen  überzeugt
dasselbe zu tun, schafft ihr eine Verankerung, eine Struktur, um noch mehr
zu erreichen. Darüber hinaus kann man sich vernetzten und bei der nächsten
Aktion gegen Ungerechtigkeit an der eigenen Schule, die anderen gleich mit
einladen. So baut man, langsam aber sicher, immer mehr Druck auf.

Doch auch wenn dass schon ein guter Schritt ist, wird die Vernetzung von ein
paar Schulen leider auch nichts Gravierendes bewirken. Viel mehr müssen
wir dafür eintreten, dass die Jugend im ganzen Land sich zusammentut und
an ihren Schule gegen die Probleme vor Ort eintritt und so eine bundesweite
Struktur schafft, die sich gegen die Ungerechtigkeit insgesamt wehren kann.

Wenn wir dann aber weiter gehen wollen, brauch es in der Tat noch mehr als
nur die Vernetzung. Es braucht einen Plan. Eine Strategie, wie man mit den
Komitees an den Schulen sich verbünden kann mit den Student:innen und
Arbeiter:innen, welche in der Zwischenzeit hoffentlich dasselbe getan haben.
Wenn nicht, ist es an uns auch diese anzustoßen sich zusammenzutun! Wir
müssen dabei schauen, über welche Hebel wir etwas erreichen können, denn
die Welt ist international vernetzt und auch wenn der Krieg weit weg scheint,
hängt dieser mehr mit der deutschen Wirtschaft und ihrem Staat zusammen,
als man denkt.

Deutsche Waffen Deutsches Geld
Die BRD ist einer der größten Waffenlieferanten für die israelische Armee
und  unterstützt  die  zionistische  Besatzung  auch  darüber  hinaus  durch
Vertuschung  und  Rückendeckung  für  Israels  Taten,  indem  sie  versucht,
Protest hier niederzuhalten und Protestierende zu diffamieren, einzusperren



und zu terrorisieren. Das zeigten uns erst jüngst die Hausdurchsuchungen,
Angriffe auf Demonstrationen und Grenzkontrollen von Aktivist:innen.

Wenn wir uns gegen diese Unterstützung der BRD für Israel, gegen ihre
Angriffe auf unsere Bewegung, stellen und durch Streiks den Druck auf die
Regierung erhöhen, können wir es schaffen diese Unterstützung zu brechen.
Können wir die Regierung, wenn sie auf unsere Forderungen nicht eingeht,
durch Blockaden und Besetzungen zum Bruch zu zwingen! Somit schaffen
wir es dann, der Kriegsmaschinerie Israels einen herben Schlag zu verpassen
und potentiell die libanesischen und palästinensischen Menschen vor Ort vor
dem  Tod  durch  die  Bomben  der  IOF  zu  schützen!  So  können  wir  den
Widerstand  gegen  Angriffskrieg  und  Besatzung  stärken,  und  einen
strategischen  Sieg  gegen  einen  der  engsten  Verbündeten  Israels  erringen!

Es mag so wirken als wäre das in unendlich weiter ferne und wir wollen euch
nicht belügen, der Weg ist nicht leicht und er wird steinig sein. Gleichzeitig
sind  wir  aber  davon  überzeugt,  wenn  wir  ihn  mutig  und  entschlossen
beschreiten, diese notwendigen Schritte hier gehen, dann können wir ihn
erfolgreich beschreiten, dann können wir siegen!

International oder gar nicht!
Natürlich hast du Recht, wenn du jetzt sagst, dass selbst dieser Sieg, das
Wegfallen der Unterstützung Deutschlands, Israel nicht stoppen wird. Es ist,
und das muss uns klar sein,  von Anfang an notwendig,  uns mit  unseren
Geschwistern auf der ganzen Welt über Grenzen hinweg zusammenzutun und
den Kampf gemeinsam zu führen! Doch wenn wir dass tun, ist es nicht nur
möglich  unser  Ziel  zu  erreichen  Israel  zu  stoppen  und  den  Genozid  zu
beenden. Wir kommen auch einen entscheidenden Schritt näher daran, die
Herrschenden aller Länder zu stürzen und den Weg zu ebnen für eine Welt,
in der es nie wieder Kriege, nie wieder Genozide gibt! In der wir nicht mehr
geknechtet  werden,  in  der  niemand  mehr  geknechtet  wird!  In  der  die
Ausgebeuteten und Unterdrückten das Sagen haben und die Gesellschaft
nach den Wünschen aller und nicht den Profiten weniger gestaltet wird!

Das alles klingt sehr viel, das ist uns wohl bewusst, doch soll es dir auch erst



mal nur die Richtung zeigen. Das wichtigste ist es, dass wir jetzt anfangen
und darauf hinarbeiten, diese Möglichkeiten zur Realität werden zu lassen!
Wir  verstehen  voll  und  ganz,  dass  die  ersten  Schritte  das  anzugehen
schwierig sind. Deswegen wollen wir dich unterstützen genau dass zu tun!
Schreib uns dafür einfach eine Nachricht und lass uns darüber reden, wie du
dich  an  deiner  Schule  und  wir  uns  gemeinsam  für  eine  bessere  Welt
organisieren können!

Terrorstaat  Israel:  Hände  weg
vom Libanon!
von Flo Weitling, September 2024

Israel greift den Libanon an: am 20. September durch Bomben auf Beirut,
davor durch welche, die in Pagern und Walkie-Talkies versteckt waren. Ein
offener Akt des Terrors, der die Eskalation von Israels Krieg gegen Gaza hin
zu einem regionalen Flächenbrand billigend in Kauf nimmt und hunderten
Menschen schon jetzt das Leben gekostet hat.

Die Manipulation der Pager zu Sprengsätzen forderte 37 Tote und über 3.000
Verletzte, die am 17. und 18. September durch die Explosionen getroffen
wurden,  darunter  auch  zwei  Kinder.  Pager,  also  Kommunikationsgeräte,
werden  zwar  von  den  meisten  Menschen  nicht  genutzt,  sind  jedoch  im
militärischen  und  medizinischen  Bereich  Alltag.  Diese  wurden
höchstwahrscheinlich durch den israelischen Auslandsgeheimdienst Mossad
vor dem Kauf tödlich präpariert. In jedem Fall passt diese Attacke klar zum
jüngst verkündeten strategischen Ziel der israelischen Regierung, nun den
Kampf  auf  den  Libanon  zu  konzentrieren,  um  „den  Norden  wieder
bewohnbar  zu  machen“.  Dazu  führt  die  zionistische  Militärmaschinerie
faktisch einen Präventivkrieg gegen die Hisbollah und den Libanon, dem
primär Zivilist:innen zum Opfer fallen.
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Statt sich mit dieser Realität zu konfrontieren, schwafeln jedoch zionistische
Hetzer:innen davon, dass es gezielte Angriffe auf Militante der Hisbollah
gewesen  wären.  Wenn  sie  der  Wahrheit  dann  doch  ins  Auge  schauen,
kommen sie jedoch zu dem Entschluss, dass es die Menschen durch ihren
Kontakt zur Hisbollah ohnedies verdient hätten zu sterben. So schaffen sie
es, erneut immenses Leid als Kollektivbestrafung zu legitimieren.

Auch die bürgerliche „Qualitätspresse“, die ansonsten gern mit Humanismus
und Demokratie hausieren geht, bekundet dem Terror ihre Anerkennung. So
schreibt Der Spiegel am 17. 9. von einer „raffinierten Attacke“. So schnell
kann  der  Ton  wechseln  bei  Berichten  über  Terror,  trifft  ja  anscheinend
diesmal  die  Richtigen.  Mit  ihrer  Reaktion  hat  sich  die  Mehrheit  der
Journalist:innen der westlichen Welt ein weiteres Mal entlarvt. Ihnen geht es,
ganz wie „ihren“ Regierungen und Staatsapparaten, nicht um Sicherheit, das
Leben von Zivilist:innen oder Terrorbekämpfung. Sie zeigen wie schon zu oft
davor, dass ihre Motive die Verteidigung von Apartheid, Mord, Folter und
Genozid  auf  dem  Rücken  der  palästinensischen  sowie  libanesischen
Bevölkerung  sind!

Um 5 Uhr morgens am 20. September legte die israelische Luftwaffe noch
eine Schippe drauf. In den schwersten Angriffswellen seit dem Beginn der
Auseinandersetzung im Oktober attackierte sie Raketenabschussrampen der
Hisbollah. Am Nachmittag erfolgten dann noch weitere Attacken auf Beirut,
bei  denen  ein  hochrangiger  Kommandeur  der  Miliz  und  zwölf  weitere
Menschen gestorben sind.  Bis  zum 21.  September starben 31 Menschen
aufgrund des Bombardements.

Zuspitzung der Lage
Schon seit Oktober 2023 gibt es zwischen Hisbollah und Israel gegenseitige
Beschüsse, wenn jedoch in begrenztem Ausmaß. Im Sommer spitzte sich die
Situation  bereits  einmal  zu  und  barg  das  Potenzial,  sich  zu  einem
Flächenbrand  zu  entwickeln.  Schon  damals  kalkulierte  Israel,  dass  die
Hisbollah einen vollen Krieg noch mehr fürchtet als der zionistische Staat, so
dass die begrenzte Eskalation zu keiner qualitativen Veränderung der Lage
führte. Doch wir sollten und können uns  hier nicht in Sicherheit wiegen.

https://www.spiegel.de/ausland/pager-attacke-auf-die-hisbollah-im-libanon-gold-apollo-ar-924-a-a2457674-78c4-4d6c-a773-efab1eef93aa


Denn auch wenn das Essentielle der Strategie der zionistischen Regierung
deren Machtdemonstration ist, kann sich diese auch schnell in einem offenen
Krieg ausdrücken. Der nun seit fast einem Jahr andauernde Genozid an den
Palästinenser:innen in Gaza beweist uns das mehr als deutlich.  Mit über
40.000 Toten, fast 2 Millionen Vertriebenen sowie der Zerstörung von 70 %
des  Streifens  beweist  Israel  praktisch  die  Fähigkeit  und  den  Willen  zu
expandieren,  zu  vertreiben  und  die  Kontrolle  über  seine  Besatzung  zu
behalten. Dass es vertreiben kann, hat es auch schon dem Libanon gezeigt,
als es 2006 fast eine Millionen Libanes:innen zur Flucht zwang.

Israel geht es nicht um den Schutz von jüdischem Leben, Selbstverteidigung
oder sonstige ideologische Verkleidungen, durch welche es seine reaktionäre
Propaganda verbreitet. Ihm geht es darum, die eigene Position im Nahen
Osten weiter zu festigen und die palästinensische Bevölkerung aus Gaza und
auch  der  Westbank  zu  vertreiben.  Daher  wird  der  Krieg  ständig  weiter
verschärft. Auch wenn die USA und die EU eine Befriedung der Lage in Gaza
und im Nahen Osten zum gegenwärtigen Zeitpunkt vorziehen würden, so
stehen sie fest an der Seite Israels, weil das Land einen zentralen Vorposten
der  imperialistischen  Ordnung,  einen  Brückenkopf  des  westlichen
Imperialismus  in  Nahost  darstellt.

Was braucht es jetzt?
In  den  bürgerlichen  Medien,  von  Regierung,  bürgerlicher  und  rechter
Opposition im Bundestag wird der bewaffnete Konflikt zwischen Israel und
der  Hisbollah  geradezu  auf  den  Kopf  gestellt  und  zum  Krieg  zwischen
„Demokratie“ und „Islamismus“ verklärt.  Selbst Teile der Linken machen
sich diese imperialistische Lüge zu eigen. Andere wiederum betrachten die
Konfrontation als eine zwischen zwei, gleichermaßen reaktionären Kräften.

Doch auch das verkennt den Kern der Sache.  Es handelt  sich um einen
bewaffneten  Konfl ikt  und  mögl ichen  Krieg  zwischen  einem
Unterdrückerstaat,  der  auf  der  Vertreibung  und  Unterdrückung  des
palästinensischen Volkes beruht und gleichzeitig die Rolle eines politischen
Gendarmen für den westlichen Imperialismus erfüllt, gegen eine Kraft – in
diesem Fall  den Libanon und die  Hisbollah,  die  als  Gegner:innen dieser



Ordnung betrachtet werden. Es geht nicht um Selbstverteidigung, sondern
um  Expansion  und  (präventive)  Unterwerfung  all  jener,  die  sich
Imperialismus und Zionismus in den Weg stellen. Jeder Sieg Israels stärkt
letztlich diese reaktionäre Ordnung.

Es  bedeutet  aber  auch,  dass  wir  das  Recht  der  Hisbollah  und  aller
Widerstandskräfte im Libanon verteidigen, sich einem zionistischen Angriff
zu  widersetzen.  Das  hat  nichts  mit  politischer  Unterstützung  für  die
Hisbollah zu tun. Vielmehr lehnen wir ihr Programm und ihre Ziele (und auch
die  aller  anderen bürgerlichen und kleinbürgerlichen Kräfte  im Libanon)
entschieden  ab.  Wir  bekämpfen  ihre  islamistische,  kleinbürgerliche  und
konterrevolutionäre Ideologie und Politik, wie sie sich besonders in Syrien
gezeigt hat.

Doch der Angriff Israels stellt nichts als eine kollektive Bestrafung für das
Aufbegehren  gegen  den  Genozid  in  Gaza  und  die  Unterdrückung  der
Palästinenser:innen dar.  Sich  dagegen aufzulehnen,  ist  nicht  nur  richtig,
sondern notwendig.

Um sich einer Eskalation durch die zionistische Kriegsmaschinerie in den
Weg  zu  stellen,  muss  die  Solidaritätsbewegung  weltweit  den
Propagandalügen der Herrschenden entgegentreten. So kann sie politische
Grundlagen  legen,  über  symbolischen  Protest  hinauswachsen  und  die
praktischen Waffen schmieden,  um deren Aggression gegen den Libanon
etwas entgegenzustellen und den Genozid zu beenden. Dafür braucht es in
den  imperialistischen  Zentren  Kampagnen  an  Schulen,  Unis,  in
Gewerkschaften und Betrieben, welche neben Druck auf die Unis und Co.
zum Bruch  mit  den  Institutionen  der  Besatzung  Waffenlieferungen  nach
Israel  blockieren und durch Streiks  und Protest  die  Komplizenschaft  bei
Genozid  und Unterstützung des  Apartheidstaats  in  die  Knie  zwingen.  So
können und müssen wir auch hier Israel schwächen!

In den arabischen Staaten müssen sich die Massen gegen die Heuchelei ihrer
Herrscher:innen auflehnen und die Flamme des Arabischen Frühlings wieder
aufflammen lassen. Sie müssen für eine sofortige und effektive Einstellung
jeder politischen,  wirtschaftlichen und militärischen Kooperation mit  dem



zionistischen  Staat  und  für  die  bedingungslose  Solidarität  mit  dem
palästinensischenVolk  kämpfen.

Als Lehre aus den Niederlagen der Kämpfe des letzten Jahrzehnts wird es
entscheidend,  dass  die  Arbeiter:innenklasse  die  Führung  der  Bewegung
übernimmt, was selbst den Aufbau revolutionärer Parteien voraussetzt. Nur
die proletarische Revolution wird eine Eskalation eines Krieges verhindern
können und zuletzt durch den Aufbau einer Föderation von sozialistischen
Staaten im Nahen und Mittleren Osten Israel ein für alle mal den Gar aus
machen!

Hände weg vom Libanon!

Die Stimme der Frauen ist eine
Revolution, keine Schande – صوت
المرأة ثورة وليس عارا
Dilara Lorin, Fight 12! Revolutionäre Frauenzeitung, März 2024

Tunesien,  17.  Dezember  2010:  Mohamed  Bouazizi,  ein  Gemüsehändler,
zündet das Feuer über seinen abgemagerten und ausgebeuteten Körper an,
gegen die Perspektivlosigkeit und Polizeigewalt, die er und andere erfuhren.
Die Flammen verbrennen ihn, er stirbt. Doch dieses Feuer war der Funken,
der in der arabischen Welt die Flammen der Revolutionen entfachte.

Der Arabische Frühling
Der Arabische Frühling, die Revolutionen von Tunesien über Ägypten bis
nach  Syrien  und  in  den  Jemen  haben  Generationen  von  Arbeiter:innen,

https://onesolutionrevolution.de/die-stimme-der-frauen-ist-eine-revolution-keine-schande-%d8%b5%d9%88%d8%aa-%d8%a7%d9%84%d9%85%d8%b1%d8%a3%d8%a9-%d8%ab%d9%88%d8%b1%d8%a9-%d9%88%d9%84%d9%8a%d8%b3-%d8%b9%d8%a7%d8%b1%d9%8b/
https://onesolutionrevolution.de/die-stimme-der-frauen-ist-eine-revolution-keine-schande-%d8%b5%d9%88%d8%aa-%d8%a7%d9%84%d9%85%d8%b1%d8%a3%d8%a9-%d8%ab%d9%88%d8%b1%d8%a9-%d9%88%d9%84%d9%8a%d8%b3-%d8%b9%d8%a7%d8%b1%d9%8b/
https://onesolutionrevolution.de/die-stimme-der-frauen-ist-eine-revolution-keine-schande-%d8%b5%d9%88%d8%aa-%d8%a7%d9%84%d9%85%d8%b1%d8%a3%d8%a9-%d8%ab%d9%88%d8%b1%d8%a9-%d9%88%d9%84%d9%8a%d8%b3-%d8%b9%d8%a7%d8%b1%d9%8b/
https://onesolutionrevolution.de/die-stimme-der-frauen-ist-eine-revolution-keine-schande-%d8%b5%d9%88%d8%aa-%d8%a7%d9%84%d9%85%d8%b1%d8%a3%d8%a9-%d8%ab%d9%88%d8%b1%d8%a9-%d9%88%d9%84%d9%8a%d8%b3-%d8%b9%d8%a7%d8%b1%d9%8b/


Jugendlichen  und  Frauen  geprägt.  Für  eine  gewisse  Zeit  schien  das
revolutionäre  Aufbegehren unaufhaltbar  zu  sein.  Massendemonstrationen,
die  sich  gegen  autoritäre  Regime  richteten  und  ein  würdevolles  Leben,
Menschenrechte und demokratische Mitbestimmung forderten, sowie Streiks
einer sich erhebenden Arbeiter:innenklasse ließen die Ben Alis, Assads, al-
Gaddafis und Mubaraks erzittern.

In Tunesien führten örtliche Gewerkschaften, Angestellte und insbesondere
die oppositionellen Kräfte im Dachverband UGTT (Union Générale Tunisienne
du Travail) die Proteste an, die auch stark von Jugendlichen und Arbeitslosen
getragen wurden. Am 10. Januar 2011 riefen Branchengewerkschaften der
UGTT, darunter die Lehrer:innen, zu einem zweitägigen Generalstreik und
Massendemonstrationen  im  ganzen  Land  auf,  wobei  die  Führung  der
Gewerkschaften  massiv  von  ihrer  Basis  und  den  Protesten  unter  Druck
gesetzt wurde.

Am 14. Januar floh Präsident Ben Ali aus dem Land. Sein Sturz befeuerte in
der  gesamten  Region  einen  revolutionärer  Prozess.  Dabei  verliefen  die
Proteste  anfangs  ähnlich.  Ägypten  sollte  als  nächstes  dran  sein.  Dabei
spielten  Facebook  und  Social-Media-Kanäle  zur  Mobilisierung  und
Dokumentierung eine essenzielle Rolle. Obwohl die Protestierenden am 25.
Januar  und  an  den  Tagen  danach  massiv  und  brutal  angegriffen  und
zahlreiche Menschen von Regierungseinheiten ermordet  wurden,  konnten
die Barrikaden und Einsatzkräfte von Polizei oder Armee die Massen nicht
stoppen.

Atemberaubend muss der Moment gewesen sein, als von Hunderttausenden
der  Slogan  der  Revolution  aus  Tunesien  in  den  Straßen  Ägyptens
wiederhallte: „Das Volk will den Sturz des Regimes“. Vor allem der Tahrir-
Platz in Kairo wird zum großen Symbolbild der Revolution in diesem Land
und Monate lang besetzt gehalten und von Aktivist:innen selbstverwaltet.
Auch  Streiks  erschüttern  die  Herrschenden  dieses  Landes.  Soziale
Forderungen wurden nach der Ansprache Mubaraks am 10. Februar, als er
die  schrittweise  Übergabe  seiner  Amtsgeschäfte  ankündigte,  mit  der
anwachsenden  Streikwel le  immer  stärker:  Lohnerhöhung,
Arbeitsplatzsicherheit und Gewerkschaftsrechte. Der halbe Rücktritt kommt



zu spät, die Revolution weitet sich noch mehr aus und Mubarak muss am 11.
Januar endgültig gehen.

In Syrien beginnt die Welle der Revolution ebenfalls blutig: Jugendliche aus
Dar’a schreiben im März an ihre Schulwand, inspiriert vom Sturz der Regime
in  Tunesien  und  Ägypten:  „It’s  your  turn  doctor“.  (Baschar  al-Assad  ist
Augenarzt). Sie werden inhaftiert und gefoltert, einer stirbt. Aber Massen
gehen  auf  die  Straßen.  Die  Massenproteste  mit  mehreren  100.000
Teilnehmer:innen in ihrer Höchstphase fanden schnell  Unterstützung von
Soldat:innen, welche dem Regime und dessen bewaffnetem Arm den Rücken
kehrten  und  zurück  in  ihre  Stadtteile  gingen.  Dort  beschützten  diese
anfänglich  die  Demonstrationen gegen Angriffe  des  Staates.  Im gleichen
Zeitraum  entstehen  Stadtkomitees  und  eine  Organisierung  von
Arbeiter:innen  mit  basisdemokratischen  Strukturen.  Die  noch  zum  Teil
unkoordinierte Organisierung der bewaffneten Teile verteidigt bald schon
ganze Stadtteile und drängt Armee und regimetreue Milizen zurück. Dies
sind  nur  einige  kurze  Ausführungen  über  die  Massenproteste  und  ihre
allgemeinen Auswirkungen.

Außerdem sind dies Teile der „1. Welle“ des Arabischen Frühlings, als sich
die Regime in der Defensive befanden, Diktatoren wie Ben Ali und Mubarak
gestürzt wurden. In dieser Phase spielten Frauen eine wichtige Rolle, da
auch sie  an  vorderster  Front  gegen Unterdrückung und Ungerechtigkeit
kämpften.  Sie übernahmen wichtige und notwendige Rollen während der
Proteste, welche von Sanitätsaufgaben, über journalistische Arbeit bis hin
zur  Mobilisierung  und  Organisierung  reichten.  Dabei  muss  angemerkt
werden, dass vor allem in dieser Phase geschlechtsspezifische Forderungen
keine essenzielle Rolle spielten. Denn egal ob männlich oder weiblich, alt
oder jung, der Schrei gegen Unterdrückung, nach sozialen Forderungen, die
ein menschenwürdiges Leben ermöglichen könnten, und für den Sturz der
Regime und Demokratie betraf alle.

Doch  die  weitere  Entwicklung  des  Arabischen  Frühlings  –  sowohl  seine
Ausweitung in andere Länder wie auch die Reaktionen der Staatsapparate,
die weiter bestanden, und der herrschenden Klassen, die sich auf sie stützen
–  veränderte  auch  die  Forderungen.  Darin  wurden  auch  mehr



geschlechtsspezifische Fragen laut.  In einigen Ländern übernahmen auch
weibliche  Personen  wichtigere  Rollen.  Dabei  konnten  z.  B.  im  Libanon
Frauenorganisationen an Masse gewinnen und im Sudan wurden Videos von
protestierenden  jungen  Frauen  in  weißen  Hidschabs  immer  verbreiteter.
Doch die Konterrevolution – egal in welcher Welle des Arabischen Frühlings
und  in  welcher  Form,  ob  durch  offene  brutale  Repression  und
Bürger:innenkrieg  oder  durch  eine  Mischung  aus  Repression  und
Inkorporation – rief überall nach der Einschränkung von Frauenrechten und
der Rolle der Frauen, die in den Revolutionen sichtbar wurde. Wir wollen
diese exemplarisch in einigen Ländern genauer betrachten.

Wir kämpfen – wir sind nicht Opfer
Sehen wir in den westlichen Medien etwas über den Arabischen Frühling,
scheinen  fast  ausschließlich  nur  männliche  Personen  vor  die  Linse  der
Kamera  zu  treten.  Beim  Lesen  von  vor  allem  liberalen  Berichten  und
Analysen zum Arabischen Frühling werden weibliche Personen oft als Opfer
von Gewalt und Vergewaltigungen dargestellt. Und auch wenn dies leider
tragische Wahrheit ist, so ist dies nicht das Einzige, welches die Rolle der
Frauen in den Revolutionen widerspiegelt.

So spielten Frauen als Aktivist:innen und Medienschaffende eine große Rolle:
Asmaa Mahfuz in Ägypten, Arwa Othman im Jemen, Lina Ben Mhenni in
Tunesien, um nur einige Namen zu nennen. Durch die gewerkschaftliche
Organisierung von Frauen in Tunesien konnte hier eine starke Präsenz von
weiblichen  Personen  verzeichnet  werden.  Dabei  waren  sie  nicht  nur
Journalistinnen,  sie  waren  Teil  von  Volkskomitees,  welche  tunesische
Wohnviertel  schützten,  vor  allem  in  Phasen,  als  der  Staat  kollabierte.

Nach dem Sturz von Bin Ali wählte Tunesien 2011 die verfassunggebende
Versammlung,  in  welcher  mehr  als  20  % der  Abgeordneten  aus  Frauen
bestanden. Dies zeigt die allgemeine Tendenz, welche von den Aufständen
verursacht und errungen wurde, dass sich Frauen vermehrt an öffentlichen
Debatten und Entscheidungen beteiligten. Es entstehen viele neue NGOs,
Organisationen, und viele Frauen lassen sich in unterschiedlichen Ländern
zur Wahl aufstellen.



Es wurden zum Teil Räume und Möglichkeiten geschaffen, in welchen das
Bild  der  Frau,  ihre  Rolle  und  die  Frage  der  Sexualität  immer  mehr
Gegenstand der Debatten wurden.

Dabei mussten Frauen für diese kleinen Errungenschaften viel leisten: In
praktisch allen Ländern wandten die Kräfte des alten, erschütterten, aber
letztlich  nicht  gestürzten  Regimes  systematisch  sexuelle  Gewalt  gegen
protestierende Frauen an. Dadurch sollte ihre Moral gebrochen werden, um
ihre Präsenz und die Bewegung insgesamt zu schwächen. So gibt es Berichte
darüber, dass in den Truppen in Libyen, welche loyal zum Diktator al-Gaddafi
standen, Viagra verteilt wurde.

In Ägypten versammeln sich am 8. März 2011 Frauen auf dem Tahrir-Platz,
um den Frauenkampftag zu feiern. Sie werden von Gegendemonstrant:innen
eingekreist  und  brutal  angegriffen.  Am  darauffolgenden  Tag  erfolgt  die
systematische  Schikane  seitens  der  Armee.  Diese  stürmt  zusammen  mit
Polizei  und bezahlten Schlägertrupps den Platz.  Von den Protestierenden
werden 18 Frauen inhaftiert  und bei  7  von ihnen wurden im Gefängnis
„Jungfräulichkeitstest“ durchgeführt. Die Gewalt gegenüber Frauen nahm am
17.12.2011 eine neues Höchstmaß an, beim „Vorfall mit dem blauen BH“, bei
welchem das ägyptische Militär eine protestierende Frau verprügelte. Videos
wurden veröffentlicht, in welchem man die ohnmächtige Frau erkennt, wie
sie an ihren Armen durch die Straße gezerrt wird, ihre Abaya (Überkleid)
zerrissen  und  ihr  nackter  Körper  mit  einem  blauen  BH  wird  deutlich.
Daraufhin versammelten sich am 20.12.2011 Tausende Frauen und Männer
auf dem Tahrir-Platz. Dies wird als einer der größten Frauenproteste der
vergangenen Jahre in die Geschichte eingehen.

Die  systematische  sexualisierte  Gewalt  durch  staatliche  und  reaktionäre
Kräf te  führte  dazu ,  dass  Frauen  e inhe i t l i cher  auf t raten ,
Frauenorganisationen gegründet wurden und diese eine Koalition aufbauten.
Frauen  waren  notwendige  Akteur:innen  der  Proteste,  welches  ihnen
Legitimität  und  Aufmerksamkeit  verlieh.  Dies  versuchten  Diktatoren  wie
Salih im Jemen zu unterbinden. In einer Ansprache am 15.04.2011 versuchte
er durch den Satz „Der Islam verbietet die Vermischung von Männern und
Frauen in der Öffentlichkeit“, die großen Sit-ins und Platzbesetzungen zu



diskreditieren.

Oftmals  kämpften  Aktivistinnen  auch  gegen  ihre  eigenen  Familien  und
Verwandtschaftskreise, da diese sich gegen ihren Aktivismus stellten. Ein
Beispiel  hierfür  ist  die  bekannte syrische Schauspielerin Fadwa Soliman.
Trotz Gefahr von Tod oder Gefängnis wollte sie an den Protesten teilnehme,
um die ihrer Meinung nach in der Öffentlichkeit vorherrschende Meinung zu
widerlegen,  dass alle Mitglieder der alawitischen Gemeinschaft,  die etwa
10  %  der  syrischen  Bevölkerung  ausmachen,  die  Regierung  ihres
alawitischen Landsmanns Baschar al-Assad unterstützen. Sie wollte auch die
Darstellung der Regierung widerlegen, dass diejenigen, die an den Protesten
teilnahmen, entweder Islamist:innen oder bewaffnete Terrorist:innen seien.
Dabei  wurde  sie  jedoch  von  ihrer  Familie  ausgeschlossen  und
exkommuniziert.

Es  ist  nicht  unüblich,  dass  in  solchen  spontan  auftretenden  Protesten
Forderungen  nach  Würde,  Regimewechsel,  Freiheit  vordersten  Rang
einnehmen. Dabei kämpften überall Frauen und Männer Seite an Seite für
den Sturz „ihrer“ Regime. Auch wenn sich die patriarchale Unterordnung
von  Frauen  in  der  Region  allein  durch  den  Arabischen  Frühling  nicht
auflösen konnte,  ermöglichte er ein Aufsprengen und Hinterfragen vieler
traditionelle  patriarchaler  Gedanken,  Ideologien  und  Geschlechterrollen.
Dabei sitzen diese tief und lassen sich nicht durch einen Regimewechsel und
einige demokratische Gesetze überwinden.

Mit  dem Eintreten der Welt  in die imperialistische Epoche kämpften die
Massen  in  den  Kolonien  gegen  ihre  Unterordnung,  Ausbeutung  und
Fremdherrschaft.  Antikoloniale  Kämpfe  führten  jedoch  nicht  zu  einer
kompletten  Unabhängigkeit  dieser  Länder.  Es  entstanden  Halbkolonien,
Staaten, die zwar formal politisch unabhängig sind, aber wirtschaftlich und
letztlich  auch politisch abhängig  von imperialistischen Staaten und ihrer
Weltordnung.  Diese  Abhängigkeit  führte  dazu,  dass  halbkoloniale  Länder
systematisch unterentwickelt gehalten wurden, sich Ungleichheit im Rahmen
der  globalen  Arbeitsteilung  verfestigte,  wenn  nicht  sogar  verstärkte.
Vorkapitalistische  Herrschaftsformen und patriarchale  Strukturen wurden
nicht zerschlagen, sondern vielmehr in den halbkolonialen Kapitalismus und



den Weltmarkt integriert. Wir erinnern daran, dass die USA unter anderem
an Stammesführer in Afghanistan,  Irak oder Syrien Waffen lieferten und
diese  als  Partner  eher  akzeptierte  als  andere,  wodurch  sie  auch  den
Fortbestand  dieser  Strukturen  unterstützten.  Während  des  Arabischen
Frühlings konnte beobachtet werden, dass für viele Frauen der Aktivismus
von ihren Familien und Freund:innen ungern gesehen war und ihnen viele
Steine in den Weg gelegt wurden.

Forderungen, die vermehrt genderspezifisch aufgeworfen wurden, wurden
vor allem in den Nachwehen des Arabischen Frühlings populär. So spielten
Aktivistinnen 2019 in den Oktoberprotesten im Irak eine wesentliche Rolle.
Aktivistin  Amira  Al-Jaber  erzählt  in  einem  Interview  mit  Al  Jazeera  (Al
Dschasira), dass die Präsenz von Frauen in den Protesten dazu beigetragen
hat, die von der Gesellschaft auferlegten Beschränkungen, unsere Stimme
nicht zu zeigen, zu brechen. Wir haben den Slogan: „Die Stimme der Frauen
ist eine Revolution, keine Schande“ erhoben.

Zusammenfassend kann man sagen, dass die objektive Lage von Frauen sich
nicht  verbessert  hat,  sondern  konterrevolutionäre  Parteien  und  Regime,
Bürgerkrieg  und,  im Extremfall,  der  Aufmarsch  von  Daesch  (Islamischer
Staat) immer mehr ihre Rechte einschränkten. Aber der Arabische Frühling
verlieh zugleich vor allem Frauen Erfahrungen, Kampfgeist und Sichtbarkeit
in öffentlichen Räumen.

Wie kämpfen wir für einen neuen Arabischen
Frühling? Wie tragen wir  den Kampf gegen
Frauenunterdrückung in die Massen?
Der Arabische Frühling, egal ob in Tunesien, Bahrain, Irak oder Sudan war
eine fortschrittliche Erhebung der Massen, welche sich gegen Verarmung
und repressive Regime richtete. Dabei darf die Rolle von imperialistischen
Mächten,  die  die  Region  systematisch  in  Abhängigkeit  halten,  um  die
wirtschaftliche Ausbeutung von Menschen und Natur zu garantieren, und die
deshalb  blutige  Regime  unterstützen,  nicht  vergessen  werden.  In  vielen
Raps, die in Phasen der Massenproteste aus dem Untergrund als Ausdruck



der Wut der Jugend bekannter wurden, tritt eine Imperialismuskritik immer
mehr in den Vordergrund.

Die  Forderung  nach  grundlegenden  demokratischen  Rechten  ist  eine
wichtige, kann jedoch nur durch Revolutionen umgesetzt werden, welche die
Diktatoren  und  ihre  Milizen  und  Armeen  zerschlagen.  Auch  wenn  die
Revolutionen  in  vielen  dieser  Länder  als  „demokratische“  beginnen,  so
können sie ihre Ziele nur erreichen, wenn sie auch die Grundstrukturen der
Gesellschaft,  Kapitalismus  und  Imperialismus,  infrage  stellen,  mit  einer
sozialistischen  Umwälzung  verbunden  werden.  Die  Revolution  muss
permanent werden – oder sie wird nicht fähig sein, die alten Regime und ihre
Grundstrukturen vollständig zu beseitigen.

Der  Arbeiter:innenklasse  kommt  dabei  eine  Schlüsselrolle  hinzu.  Die
aufkommenden  Streiks  bis  hin  zu  Generalstreiks  waren  wichtige  und
notwendige Mittel, um die aufgeworfenen Forderungen umsetzen zu können.
Jedoch können uns demokratische Systeme keine Sicherheit geben, und ein
Rückfall in autoritäre Regime mit ihren Diktator:innen kann immer wieder
erfolgen  und  hat  immer  wieder  mit  Unterstützung  der  Imperialistischen
Mächte stattgefunden. Wir müssen die Revolution in eine soziale umwandeln,
welche die Machtverhältnisse umstürzt und die Klassenverhältnisse, welche
zur Ausbeutung und Anhäufung des Reichtums einiger weniger beitragen,
zerschlägt. Dabei war es einer der großen Fehler im Arabischen Frühling,
dass die Massen und Streikenden keine Organe der Doppelmacht errichteten.

Damit  die  Revolution  siegreich  sein  kann,  muss  sie  in  den  Streiks,
Massenaufständen und Erhebungen eigene demokratische Kampfstrukturen
– Streik-  und Aktionskomitees –  aufbauen, die sich zur Räten entwickeln
können  und  landesweit  zentralisiert  werden.  Nur  so  können  sie  dem
zentralisierten Staats- und Machtapparat die gebündelte Kraft der Revolution
entgegenstellen  und  damit  auch  Organe  einer  neuen,  revolutionären
Ordnung schaffen, die den alten Staatsapparat zerschlägt und an seine Stelle
tritt.

Um diese Streiks, Demonstrationen, Versammlungen, Räte, Gewerkschaften
und Parteien der Unterdrückten zu verteidigen, braucht es auch eine eigene,



von Komitees der Arbeiter:innen und Unterdrückten kontrollierte Miliz. Um
die einfachen Soldat:innen, die sich nicht in den Dienst der Reaktion stellen
wollen, zu gewinnen, braucht es den Aufbau von Soldat:innenräten, die sich
mit jenen der Arbeiter:innen und Bäuerinnen/Bauern verbinden.

Damit eine solche Perspektive Fuß fassen und erfolgreich umgesetzt werden
kann, braucht die Revolution eine politische Kraft, die sie anführen kann,
eine revolutionäre Partei. Diese muss die kämpfenden und fortschrittlichsten
Teile der Unterdrückten und Arbeiter:innen sowie Frauen und Jugendlichen
organisieren. Es braucht dabei das Recht von geschlechtlich Unterdrückten,
Caucusse zu bilden, welches ihnen ermöglicht, sich in den eigenen Reihen
unabhängig vom anderen Geschlecht zu treffen. Dabei soll einerseits ein Ort
geschaffen werden, an welchem über den Sexismus in den eigenen Reihen
geredet  werden  kann  und  Forderungen  und  Analysen  in  die  Partei
zurückgetragen  werden  können.  Die  revolutionäre  Partei  muss  dabei
Taktiken  für  den  Kampf  diskutieren  und  entwickeln,  ein  Programm
erarbeiten, welches den Kampf für eine Revolution bündelt. Essentiell ist für
das  Überleben  dieser  revolutionären  Partei  die  Verbindung  mit
Revolutionär:innen  in  den  anderen  halbkolonialen  Ländern  sowie  den
imperialistischen  Staaten.

Die Unterdrückung der Frau kann zwar letztlich nur aufgehoben werden,
wenn der Kapitalismus zerschlagen ist.  Dies bedeutet aber nicht, dass in
Revolutionen  und  Aufständen  weibliche  Aktivist:innen  keine  wesentliche
Rolle  spielen.  Sie  sind  Speerspitzen  kommender  Proteste,  welches  die
Frauenrevolution  in  Iran  aufgezeigt  hat.  Der  Kampf  um  demokratische
Rechte und für soziale Forderungen muss immer zusammen mit dem gegen
die Unterdrückung von Frauen gedacht werden. Die aktuelle Situation in den
beschriebenen Ländern schreit nach einem 2. Aufflammen des Arabischen
Frühlings.  Die  Zeit  ist  reif.  Lasst  uns  dabei  nicht  nur  lose  Bewegungen
aufbauen, sondern organisiere dich schon jetzt für den Aufbau revolutionärer
Parteien und einer neuen revolutionären Internationale!



Bangladesch: Solidarität mit der
Student:innenbewegung
Revolutionary Socialist Movement (Pakistan); Baloch Student Organisation;
Labour  Qaumi  Movement  (Pakistan);  Pakistan  National  Trade  Union
Federation;  REVOLUTION,  internationale  kommunist ische
Jugendorganisation,  League  for  the  Fifth  International,  19.7.2024,  zuerst
veröffentlicht in der Infomail 1260, 20. Juli 204

Wir erklären uns solidarisch mit den mutigen Student:innenprotesten, die
landesweit an den Universitäten ausgebrochen sind.

Ausgelöst  wurde  die  Bewegung  durch  eine  Entscheidung  des  Obersten
Gerichtshofs vom 6. Juni, die Quote wieder einzuführen, nach der 30 Prozent
der  Stellen  im  öffentlichen  Dienst  für  Kinder  von  registrierten
Freiheitskämpfer:innen aus dem Unabhängigkeitskrieg von 1971 reserviert
sind.

Dieses Quotensystem war ursprünglich für diejenigen eingeführt worden, die
im Krieg gekämpft hatten, wurde aber 1997 auf ihre Kinder und Enkelkinder
ausgedehnt. Es wurde 2018 nach breiten Protesten abgeschafft, aber jetzt
wieder eingeführt.

Hunderttausende von Studierenden haben gegen die Wiedereinführung der
Quote  mobilisiert,  die  in  erster  Linie  Kindern  von  Anhänger:innen  der
autoritären Premierministerin Scheich Hasina Wajed zugutekommen soll, die
seit 2009 an der Macht ist. Die Proteste haben sich landesweit ausgebreitet,
wobei  die  Student:innen  breite  öffentliche  Unterstützung  erhalten.  Die
Proteste  werden  durch  die  Wut  Hunderttausender  arbeitsloser
Hochschulabsolvent:innen genährt, von denen es nach offiziellen Angaben
mindestens 800.000 gibt.

https://onesolutionrevolution.de/bangladesch-solidaritaet-mit-der-studentinnenbewegung/
https://onesolutionrevolution.de/bangladesch-solidaritaet-mit-der-studentinnenbewegung/
https://arbeiterinnenmacht.de/2024/07/20/bangladesch-solidaritaet-mit-der-studentinnenbewegung/


Die  regierende  rechtsnationalistische  Awami-Liga  ging  hart  gegen  die
Student:innen vor, die sie als Feind:innen der Unabhängigkeit und moderne
Razakars,  die  Kollaborateur:innen mit  Pakistan während des Krieges von
1971, beschimpfte.

Am 16.  Juli  wurden  die  Polizei  und  paramilitärische  Truppen  gegen  die
Proteste eingesetzt.  Die regierungsnahe studentische Bangladesh Chhatra
League griff die Demonstrant:innen mit Ziegelsteinen und Bambusstäben an.
Mindestens sechs Menschen wurden getötet und mehr als 300 verletzt, viele
davon schwer.

Wir verurteilen diese Angriffe und die Rolle der Regierung von Bangladesch
bei  der  Anstiftung  zu  Gewalt  und  Repression.  Wir  bekunden  unsere
Solidarität  mit  den  protestierenden  Student:innen.

Die  bangladeschische  Regierung  versucht,  der  Wirtschaftskrise  zu
entkommen,  indem  sie  die  Lebensbedingungen  der  Studenten  und  der
Arbeiter:innenklasse im Allgemeinen verschlechtert. Das Quotensystem zielt
darauf ab, Privilegien für Regierungsanhänger:innen zu schaffen und einen
Keil zwischen die Student:innen und die Massen zu treiben.

Am 18. Juli wurde ein landesweiter Streik ausgerufen, an dem sich mehrere
Gewerkschaften beteiligten. Die Kämpfe haben sich über das ganze Land
ausgebreitet,  wobei mindestens 32 Menschen von den Repressionskräften
getötet  und  Tausende  verletzt  wurden.  Die  Bewegung  hat  eindeutig  die
Forderung nach Rücktritt der Regierung erhoben.

Eine solche Bewegung sollte nicht nur das unmittelbare Ziel verfolgen, die
Niederschlagung zu beenden, sondern den Weg für eine breitere Offensive
der Arbeiter:innen und Jugendlichen gegen Hasinas autoritäres Regime zu
ebnen.

W i r  a p p e l l i e r e n  a n  a l l e  S t u d e n t : i n n e n - ,  J u g e n d -  u n d
Arbeiter:innenorganisationen,  die  Unterdrückung  anzuprangern  und
Solidarität  mit  der  mutigen  Student:innenbewegung  in  Bangladesch  zu
organisieren.



Aufstände  in  Kenia  –  Worum
geht es und wie können wir sie
unterstützen?
von Jona Everdeen, Juli 2024

Seit etwas mehr als 2 Wochen finden in Kenia Massenproteste statt.  Ihr
Ursprung  lag  in  der  breiten  Ablehnung  eines  Gesetzes,  das
Steuererhöhungen  einführen  sollte,  die  ausschließlich  Arbeiter:innen  und
Arme treffen. Doch obwohl der Präsident des ostafrikanischen Landes diese
inzwischen zu großen Teilen zurückgenommen hat, gehen die Proteste weiter
– und richten sich nun gegen ihn selbst, die korrupte Machtelite sowie auch
den Imperialismus, der Kenia im Würgegriff hält.

Imperialismus als Ursache der Krise
Auslöser der Proteste waren die vom 2022 gewählten Präsidenten William
Ruto  vorgeschlagenen  Steuererhöhungen,  in  erster  Linie  in  Form  von
Mehrwertsteuern auf Waren, die zum Leben essentiell sind. Dadurch sollten
insgesamt  2,7  Milliarden  US-Dollar  aufgebracht  werden,  um  den
Staatshaushalt  zu  stabilisieren  und  die  Rückzahlung  von  Krediten
sicherzustellen.  So  sollten  sie  auf  Brot,  Speiseöl  sowie  den  Besitz  eines
Fahrzeugs  deutlich  angehoben  werden.  Als  besonders  dreist  empfunden
wurde  auch  die  Ankündigung,  die  Steuer  auf  Menstruationsprodukte  zu
erhöhen,  nachdem  im  Wahlkampf  eine  Politikerin  aus  Rutos  Partei
angekündigt  hatte,  diese  in  Zukunft  kostenlos  zur  Verfügung  stellen  zu
wollen.

Diese Steuern kommen noch zu den durch hohe Inflation massiv gestiegenen
Preisen hinzu, die jetzt schon dafür sorgen, dass sich viele in Kenia nur noch
eine oder maximal zwei Mahlzeiten am Tag leisten können. Großen Teilen
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der kenianischen Bevölkerung droht absolute Armut. Wer davon hingegen
weit entfernt ist und auch nicht mit zusätzlichen Steuern belastet werden
soll, sind die kleine kenianische Bourgeoisie sowie, was die Wut der Massen
besonders anheizt, die herrschende Politiker:innenschicht. Denn die Gehälter
von Politiker:innen sind im Vergleich zum Durchschnittseinkommen mit die
höchsten der Welt und Präsident Ruto selber lebt im Luxus.

Auch  auf  dem  Korruptionsindex  steht  Kenia  auf  dem  nicht  besonders
rühmlichen Platz 126 von 180. Doch auch wenn die Korruption und der Luxus
der  Politiker:innen,  während  die  Massen  verelenden,  besondere  Wut
hervorrufen, haben viele in Kenia erkannt, dass diese nur das oberflächliche
Problem  darstel len,  und  pfei fen  auf  Rutos  nun  einsetzende
Schlichtungsversuche nach dem Motto, man könne nochmal neu über die
konkreten Sparmaßnahmen diskutieren und, als Zeichen des guten Willens,
auch im Präsidialamt beginnen. Denn das Problem liegt nicht darin, so dreist
das auch klingt, dass Rutos Frau im Jahr 5 Millionen Euro ohne wirklichen
Grund aus der Staatskasse bekommt oder der Präsident mit schickem, 2.800
Dollar  teurem  Gürtel  in  die  Kirche  geht,  sondern  es  verursachen  die
Sparmaßnahmen als solche. So gibt Ruto selber an, dass Kenia mehr als 60 %
seines  Staatshaushaltes  zur  Tilgung  von  Schulden  aufwenden  muss.  Die
Gläubiger:innen? Die ehemalige Kolonialmacht Britannien, die USA, China,
die EU und ganz oben natürlich der Internationale Währungsfonds. Dieser
hat auch der kenianischen Regierung den neuen Haushalt mit den massiven
Steuererhöhungen  „empfohlen“.  Diese  Empfehlung  dürfte  in  etwa  den
Charakter haben wie Schäubles Rat an die Syriza-Regierung in Griechenland,
man sollte vielleicht doch lieber das Diktat der Troika akzeptieren, wenn man
nicht wolle, dass diese mit einem brutalen Wirtschaftskrieg das Land ins
absolute Elend stürze.

Ruto,  der  sich selber  so  wie  die  meisten Staatschef:innen halbkolonialer
Länder nur zu gerne in den Dienst des Imperialismus stellt, in seinem Fall
vor allem des westlichen, hatte versucht, die Abgabenforderungen von IWF
und Co. einzig und allein auf dem Rücken der Massen zu erfüllen und seinen
eigenen Reichtum und den seiner politischen Freund:innen unangetastet zu
lassen. Auch wenn er nun bereit zu sein scheint, persönliche Abstriche zu



machen, um seine Position irgendwie zu retten, darf die Bewegung nicht
dabei  stoppen  und  muss  ihre  Wut  nicht  nur  gegen  die  imperialen
Statthalter:innen, sondern gegen das System der globalen Unterdrückung
selbst richten!

Jugend und Arbeiter:innen haben es satt
Die Massenbewegung, die sich im ganzen Land seit einigen Wochen auf der
Straße befindet, mit dem vorläufigen Höhepunkt am 25. Juni beim Sturm auf
das  kenianische  Parlamentsgebäude,  ist  eine  Reaktion  auf  die
Ungerechtigkeit. Die Arbeiter:innenklasse Kenias und besonders die Jugend,
die große Teile der Bevölkerung ausmacht (rund zwei Drittel sind unter 25
Jahre  alt)  leben  sowieso  häufig  in  prekären  Verhältnissen.  80  %  der
Beschäftigten  arbeiten  informell,  also  ohne  jede  Jobsicherheit  oder
Arbeitsschutz.  Auch  die  Arbeitslosigkeit  ist  hoch,  besonders  unter
Jugendlichen. Die Krise der letzten Jahre, der massive Preisanstieg vor allem
für  Lebensmittel  im  Zuge  des  Ukrainekriegs  und  die  hohe  allgemeine
Inflation haben die Lage vieler massiv verschlechtert und die schon zuvor nur
recht  kleine  Mittelschicht  zusammenbrechen lassen.  Die  Steuerpläne der
Regierung haben das Fass dann zum Überlaufen gebracht. Die Menschen
haben Ruto, die Privilegien der Politiker:innenkaste, ihr Elend, ihre Armut,
den IWF und die imperialistischen Mächte satt, die dafür verantwortlich sind.
Und das zeigen sie auch.

Trotz Rutos „Versprechen“, das Gesetz zurückzunehmen, was jedoch nicht
einmal wirklich in seiner Macht steht, nachdem das Parlament es bereits
gebilligt hat, gingen die Proteste weiter. Am 27. Juni ließen Protestierende
verlauten, dass sie nicht aufhören werden, bevor Ruto zurückgetreten ist.
Auch die massive Gewalt von Polizei und Militär konnte die Entschlossenheit
bislang  nicht  brechen.  Diese  setzten  massenhaft  Tränengas  und  immer
wieder  scharfe  Munition  ein,  töteten  damit  mehr  als  30  Menschen  und
verletzten  hunderte  weitere.  Auch  wurden  Menschen  von  der  Polizei
entführt, ihr aktueller Verbleib ist unklar. Diese brutalen Repressionen haben
die  Entschlossenheit  der  Bewegung jedoch  eher  bestärkt.  Immer  wieder
gelang es, die massiv mobilisierte Polizei zum Rückzug zu zwingen. In der



Bewegung tut sich besonders die Jugend hervor, weshalb Medien auch von
einem  „Generation-Z-Aufstand“  schreiben.  Zu  Protesten  wird  massiv  auf
sozialen  Medien  mobilisiert  und  an  Schulen  und  Unis  entstehen
Protestkomitees.  Die  Jugend  kämpft  für  ihre  Zukunft  und,  wie  alle
Arbeiter:innen  und  Armen,  für  ein  besseres  Leben.  Doch  wie  kann  die
Bewegung siegen?

Nur  die  Revolution  kann  die  Menschen
befreien!
Es ist gut, dass die Bewegung sich nicht von Rutos Zugeständnissen und
seiner  vermeintlichen  Einsicht  täuschen  lässt  und  stattdessen  seinen
Rücktritt fordert! Und es ist gut, dass die Menschen auf die Repressionen der
Staatsgewalt mit Widerstand antworten! Doch das alleine wird nicht reichen,
um die Krise zu lösen. Will die Bewegung wirklich den Präsidenten stürzen
und das korrupte System, an dessen Spitze er steht, gleich mit, will sie das
Land ein für alle Mal von der Ausbeutung durch  den Imperialismus, seit
1963 in seiner halbkolonialen Form, befreien, dann muss sie bereit sein, den
nächsten Schritt zu setzen. Die Gründung von Komitees an Schulen und Unis
zeigt, was auch anderswo geschehen muss: nämlich in den Betrieben und
Armenvierteln, wo die Menschen leben, die keine oder informelle Jobs haben.
Diese Komitees könnten nicht nur die Proteste effektiver organisieren und
zum Sieg führen, sondern wären auch die Organe, die nach einem möglichen
Sturz der Ruto-Regierung in der Lage wären, eine neue, gerechte Ordnung
zu etablieren.

In  der  Protesten  wurde  immer  wieder  die  Forderung  nach  einem
Generalstreik laut. Diese gilt es, aufzugreifen und durchzuführen! Denn nur
ein Generalstreik, der das komplette Land lahmlegt, ist wirklich in der Lage,
Regierung und System zu besiegen. Auch hierfür wären Streikkomitees in
Betrieben und Stadtteilen zentral. Zur Verteidigung der Bewegung gegen die
Repression  durch  Polizei  und  Armee  ist  es  ebenfalls  nötig,  organisierte
Selbstverteidigungseinheiten zu schaffen, die eine militante Gegenmacht zu
den Truppen des Staates darstellen.



Welche Führung braucht es?
Es sind letztendlich die Arbeiter:innen, die den Kampf anführen müssen, den
sie gemeinsam mit Jugend und Kleinbäuer:innen gegen die Regierung und
ihre imperialen Herr:innen auszufechten haben. Und diese Arbeiter:innen
brauchen eine politische Führung.

Anders als in vielen anderen Ländern gibt es in Kenia eine kommunistische
Partei, die eine reale Verankerung in den proletarischen Massen besitzt und
in  der  Bewegung  eine  akt ive  Rol le  spie l t .  Diese  Partei ,  a ls
sozialdemokratische  Arbeiter:innenpartei  entstanden,  wandte  sich  in  den
letzten Jahren dem Maoismus (Marxismus-Leninismus) zu. Diese Entwicklung
nach  links  führte  außerdem  auch  zu  weiteren  Abspaltungen,  teilweise
Richtung chinesischem „Kommunismus“,  teilweise  unter  der  Jugend aber
auch in Richtung Trotzkismus. Auch wenn die KP Kenias (CKP) eine reale
Verankerung in der Arbeiter:innenklasse darstellt, so bleiben ihr Programm
und ihre Politik weiter bürgerlich und von der stalinistischen Etappentheorie
geprägt, derzufolge heute eine nationale, demokratische Revolution anstehe.
So ruft sie in ihrem 10-Punkte-Programm zum Bruch mit dem IWF, Sturz der
Regierung, zur Umsetzung einer Reihe sozialer Reformen und Einstellung
jeder staatlichen Gewalt  gegen die Bewegung auf.  Es enthält  aber keine
einzige darüber hinausgehende Übergangsforderung, geschweige denn ein
Konzept,  wie  der  Kampf  mit  dem  für  eine  sozialistische  Umwälzung
verbunden  werden  könne.

So wichtig es daher ist,  an die CKP die Forderung zu stellen,  mit  allen
Flügeln der kenianischen Bourgeoisie zu brechen, so wenig stellt  sie mit
ihrem  Programm  nichtsdestotrotz  die  Lösung  der  Führungskrise  der
kenianischen  Arbeiter:innenklasse  dar,  sondern  vielmehr  einen  Teil  des
Problems. Dazu braucht es vielmehr eine revolutionäre Arbeiter:innenpartei,
die  den  Kampf  für  die  Enteignung  der  internationalen  wie  nationalen
Konzerne mit  dem für eine Regierung aus Räten der Arbeiter:innen und
Armen verbindet! Wenn dieser Kampf erfolgreich geführt wird, dann können
die  kenianischen  Arbeiter:innen,  Armen  und  Jugendlichen  die  Krise
tatsächlich lösen und ein neues System schaffen, das ihre Bedürfnisse an
erste Stelle stellt. Dann kann Kenia zum Beispiel für Dutzende halbkoloniale
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Länder in ähnlichen Situationen und für Milliarden Menschen werden, wie
sie ihre Unterdrückung und ihr Elend beenden können!

Was können wir in den Zentren tun?
Doch der Kampf der Arbeiter:innen und Jugendlichen in Kenia ist nicht nur
relevant für Menschen in anderen Halbkolonien, sondern auch für uns. Denn
auch wir haben, wenn auch weniger konkret, akut und scharf mit den Folgen
der  Krise  zu  kämpfen.  Auch  wir  spüren  die  gestiegenen  Lebensmittel-,
Heizkosten und Mieten. Auch wir merken, wie Infrastruktur, Bildung und
Soziales  durch die  neoliberale  Ampelregierung dem Dogma des „Sparen,
Sparen, Sparen“ geopfert wird. Unsere Länder, Deutschland, Britannien, die
USA, sind es, die in der imperialistischen Pyramide ganz oben stehen. Doch
nicht  wir  stehen  oben,  sondern  unsere  Bosse  und  Vermieter:innen.
Diejenigen, die in Kenia die Menschen auspressen und ins Elend stürzen,
sind dieselben, die das auch mit uns tun. Wir haben nichts gemein mit ihnen,
dafür vieles mit den mutigen Kenianer:innen, die gerade in Massen gegen
das  System ankämpfen,  das  uns  alle  knechtet!  Zeigen wir  ihnen unsere
Solidarität, indem wir hier im Herzen der Bestie für die Streichung aller
Schulden  der  halbkolonialen  Länder  kämpfen  und  gleichzeitig  auch  für
unsere  eigene Freiheit!  Kämpfen wir  gegen ungerechte  Steuern,  die  die
Massen treffen, und holen wir uns, was wir brauchen, bei denjenigen, die
fürs Nichtstun massenhaft Geld in Form von Dividenden, Miete und anderen
Kapitalrenditen  bekommen!  Ob  Nairobi,  London  oder  Berlin  –  Sieg  für
Proletariat  und  Jugend!  Nieder  mit  dem  Imperialismus  und  seinen
Lakai:innen!

https://arbeiterinnenmacht.de/2024/07/09/aufstaende-in-kenia-wie-kann-die-bewegung-siegen/?print=pdf

